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Beneht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (815 und Zu 815 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1982 samt Anlagen . 

Die Bundesregierung hat am 6. Oktober 1981 
den Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1982 dem Nationalrat vorgelegt. In der 87. Sitzung 
de~ Nationalrates am 14. Oktober 1981 gab Bun­
desminister für Finanzen Dr. Salcher die einbeglei­
tende Erklärung zu dieser Regierungsvorlage ab. In 
der 89. Sitzung am 11. November 1981 wurde die 
Vorlage in erste Lesung genommen und sodann 
dem .Finanz- und Budgetausschuß zur Vorberatung 
zugeWIesen. 

. Die Regierungsvorlage besteht aus dem eigentli­
chen B und e s f i n a n z g e set z sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anlagen; es 
sind dies: der B und e sv 0 r ans chi ag 
(Anlage I) samt den Gesamtübersichten (Anla­
gen Ia bis Ic), der K 0 n j unk t u rau s g lei c h -
Vor ans chi a g (Anlage II) samt dessen summa­
rischer Aufgliederung (Anlage Ha) sowie der 
S tell e n p I a n (Anlage III)! Anlagen zum Buh- '" 
desvoranschlag in gesonderten Heften bilden der 
Systemisierungsplan der Kraft-, 
Luft- und Wasserfahrzeuge des 
B und e s sowie der S y s t e m i sie run g s p I a n 
der Datenverarbeitungsanlagen des 
B und e s. 

Bundesfinanzgesetz 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Text 
des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1982 stimmt 
mit dem Text des in Geltung stehenden Bundesfi­
nanzgesetzes weitgehend überein. Im besonderen 
wird zu den einzelnen Bestimmungen des Bundesfi­
nanzgesetzes bzw. zu Änderungen gegenüber des­
sen Wortlaut im Jahre 1981 folgendes bemerkt: 

Art. lAbs. 1 spricht die Bewilligung des Bundes­
voranschlages im Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG 
aus. Abs. 2 enthält die Vorschriften für die Bedek­
kung des (Gesamtgebarungs-)Abganges. Diese 
Bestimmungen sind inhaltlich unverändert. 

Art. 11 Abs. 1 verpflichtet den Bundesminister für 
Finanzen, Ausgabenrückstellungen zu verfügen, um 
die Bedeckung von zusätzlich anfallenden, unab­
weisbaren Personalausgaben und Sachausgaben auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen sicherzustel­
len, die während des Finanzjahres zusätzlich anfal­
len; die Art und Weise, in der solche Rückstellun­
gen durchzuführen sind, wird im Abs. 2 festgelegt. 
Auch dieser Artikel ist gegenüber dem Bundesfi­
nanzgesetz des V orj ahres unverändert. 

im Art. Hi Ahs. i wird der Bundesminister für 
Finanzen ermächtigt, unter den dort normierten 
Vorallssetzllngen der österreichischen Volkswirt­
schaft zusätzliche Bundesmittel bis zu dem im Kon­
j~nkturausgleich-Voranschlag (Anlage II) ausge­
wiesenen Gesamtbetrag von rund 5,3 Milliarden 
Schilling zuzuführen, um dadurch erforderlichen­
falls auf die Konjunkturentwicklung stabilisierend 
oder belebend einzuwirken. Abs. 2 betrifft zusätzli­
che Kreditoperationen, Abs. 3 definiert das Krite­
rium des "Konjunkturrückganges"; im Abs. 4 wird 
festgehalten, daß sich der im Art I Abs. 1 ausgewie­
sene (Gesamtgebarungs-)Abgang in jenem Aus­
maße erhöht, in dem von den Ermächtigungen 
gemäß Abs. 1 und 2 und Art. VIII a Gebrauch 
gemacht wird. Diese Bestimmungen enthalten 
ebenfalls keine inhaltlichen Änderungen gegenüber 
dem Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1981. 

.'\11:. IV, dessen Wortlaut ebenfalls gegenüber 
dem geltenden Bundesfinanzgesetz keine Änderung 
erfahren soll, enthält alle Überschreitungsermächti­
gungen, bei denen die Bedeckung in Mehreinnah­
men zu finden ist. 

In Art. V sind jene Überschreitungsermächtigun­
gen enthalten, bei denen die Bedeckung vorwie­
gend in Ausgabenrückstellllngen bzw. Pauschalvor­
sorgen zu finden ist. Gegenüber dem Bundesfi­
nanzgesetz für das Jahr 1981 wurde die seit 1977 
unveränderte Betragsgrenze in der Z 8 des Abs. 1 
(Ausgabenansätze für Hilfeleistungen in Katastro­
phenfällen im In- und Ausland, in Seuchen- und 
Epidemiefällen sowie für die Durchführung von 
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2 900 der Beilagen 

Konferenzen, :fagungen u. ä.) von sieben auf zehn 
Millionen Schilling angehoben. 

Art. VI enthält alle Bestimmungen, welche 'zwi~ 
sehen bestimmten Ansatzbeträgen die gegenseitige 
Decl:t.ungsfähigkeit vorsehen. Ein neuer Abs. 10 
sieht vor, daß auch im Jahr 1982 im Interesse einer 
beweglichen und rasch reagierenden Arbeitsmarkt­
politik Verzögerungen bei erforderlichen Mittel­
verlagerungen innerhalb der verfügbaren Förde­
rungsbeträge vermieden werden. In Abs. 6 wurde 
die bisher im letzten Satz vorgesehene Umschich­
tungsmöglichkeit entbehrlich. 

Art. VII faßt die Form- und Verfahrensvorschrif­
ten zusammen; sein Wortlaut ist gegenüber dem 
geltenden B~ndesfinanzgesetz unverändert. 

Auf Grund der Bestimmung des Art. VIII wer­
den entsprechend 'dem Grundsatz der Gesetzmä­
ßigkeit der Verwaltung (Art. 18 Abs. 1 B-VG) die 
Voraussetzungen, Art und Umfang der Ermächti­
gungen des Bundesministers für Finanzen zur 
Durchführung von Kreditoperationen festgelegt, 
die der Sichers~ellung der Bedeckung des (Gesamt­
gebarungs-)Abganges dienen sollen. Das zulässige 
Höchstvolumen einer Kreditoperation'im Einzelfall 
-yrorde auf acht Milliarden Schilling angehoben, um 
von der nach der derzeitigen Marktsituation ange­
zeigten Möglichkeit größerer Kreditoperationen 
erforderlichenfalls Gebrauch machen zu können. 

Durch die Bestimmung des Art. VIII a .wurde ab 
dem Bundesfinanzgesetz 1978 der Bundesminister 
für ~inanzen ermächtigt, nach Abschluß entspre­
chender Verträge mit den Bundesländern Finanz­
schulden bis zu einem bestimmten Höchstbetrag 
einzugehen und über den Rahmen der jährlichen 
zweckgebundenen Bundesstraßenbaufinanzie­
rungsmittel hinaus zum forcierten Ausbau von Bun­
desstraßen und Autobahnen zu verausgaben. Auch 
im Art. VIII ades Bundesfinanzgesetzes 1982 ist 
somit eine dem geltenden Bundesfinanzgesetz ana­
loge Bestimmung mit einem Umfang von' 2,1 Milc 

liarden Schilling enthalten. Der Abs. 2 hält aus-

Ausgaben ...................... " . 
Einnahmen ...................... . 

Brutto-Gebarungsabgang .......... . 
ab Finanzschuldtilgungen .......... . 

Verbleibt Netto-Gebarungsabgang .. ; 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) ........ . 

Netto-Gebarungsabgang in % des BIP 

') BVA 1981 , .. ,.",.,."."""" , . , . , . , , , .. 
Mehrau,gaben , , , , , . , , , , , , , , , . , . , . , , , . , , , ... , ' , , , 
Mehreinnahmen ................................ . 

Brutto-Gesamtgebarungsabgang rund ... 

Bunde,­
vorans"chlag 

1982 

368349 
309134 

59215 
27652 

31 563 

1,128 000 

2,8 

Mrd,S 

49,8 
7,9 
3,7 

54 

drücklich fest, daß die eingegangenen Verpflich­
tungen aus solchen Sonderfinanzierungsvereinba­
rungen mit Bundesländern samt den auf den Bund 
entfallenden anteiligen Zinsen letzten Endes die für 
den Ausbau und die Erhaltung von Bundesstraßen 
und Autobahnen zweckgebundenen Einnahmen 
belasten. 

Die Bestimmungen der Art. IX und X wurden im 
wesentlichen unverändert aus dem Vorjahr über­
nommen. 

Die dem Bundesminister für Finanzen übertrage­
nen Ermächtigungen zu Verfügungen über unbe­
wegliches Bundesvermögen sind im Art. XI, jene zu 
Verfügungen über bewegliches Bundesvermögen 
im Art. XII festgelegt. Es bleibt aber dem Bundes­
minister für Finanzen unbenommen, im Rahmen 
dieser Ermächtigungen aus Gründen der Verwal­
tungsökonomie ,die Durchführung dieser Verfü­
gungen an das ansonsten zuständige Ressort zu 
delegieren.' Diese Delegierungsbestimmungen des 
Art. XI Abs. 9 und des Art. XII Abs. 13 wurden im 
Interesse einer unmißverständlichen Auslegung 
ergänzt und präzisiert. Weiters wurde im Art. XI 
die Erhöhung des Gesamtwertes der dem Bundes­
minister für Finanzen im Abs. 3 Z 3 eingeräuniten 
Veräußerungsermächtigung von 130 auf 150 Mil­
lionen Schilling durch die allgemein noch immer 
steigende Grundpreistendenz und den vermehrten 
Anfall von Veräußerungsanträgen erforderlich .. Im 
ersten Satz des Art. XII Abs. 11 wurde der Abs. 5 
als zusätzliche Zitierung eingefügt. 

Die Art. XIII bis XVII entsprechen wörtlich den­
selben Artikeln des ,geltenden Bundesfinanzgeset­
zes. 

Bundesvoranschlag 

In nomineller Hinsicht weist das Bundesfinanz­
gesetz 1982 nachstehende Schlußsummen aus, die 
gegenüber dem Bundesfinanzgesetz 1981 bzw. vor­
aussichtlichen Gebarungserfolg 1981 folgendes 
V er~leichsbild ergeben: 

Bunde,­
voranschlag 

1981 

Voraussichtlicher 
Gebarungserfolg 

1981 ') 

Millionen Schilling 

335091 
285312 

49779 
24820 

24959 

rd. 343 000 
rd. 289 000 

rd. 54000 1) 

rd. 24 500 

rd. 29500 

1,046700 

rd.2,8 

Unterschied BVA 1982 
gegenüber voraussichtlichem 

Gebarungserfolg 1981 

Mill.S % 

+ 25349 + 7,4 
+ 20134 + 7,0 

+ 5215 + 9,7 
+ 3152 +12,9 

+ 2063 + 7,0 

') Schätzung im Zeitpunkt der Budgeterstellung im 3. Quartal 1981. 
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Bereits bei Erstellung der Budgets 1980 und 1981 
waren die Bemühungen fortgesetzt worden, in 
Anbetracht ·der vo.n großen Unsicherheitsmomen­
ten überschatteten weiteren wirtschaftlichen Ent­
wicklung das Budgetdefizit weiter zu verringern, 
um das Budget auch in Zukunft als Instrument der 
Konjunktur- und Vollbeschäftigungspolitik einset­
zen zu können und um den durch die Rezessions­
bekämpfung rapiden Anstieg der Ausgaben für den 
Finanzschuldendienst abzubremsen. V oraussicht­
lieh wird das Verhältnis "Nettodefizit in Prozenten 
des BIP" im Jahr 1981 auf rund 2,8 Prozent ver­
ringert werden können. 

Um wieder eine Vergrößerung des Spielraumes 
der Budgetpolitik herbeiführen zu können und um 
den Anstieg der Ausgaben für den Finanzschulden­
dienst abzubremsen, mußte auch bei der Erstellung 
des Budgets 1982 getrachtet werden, trotz einer 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage wäh­
rend des Jahres 1981 gegenüber den bei der Erstel­
lung des Budgets 1981 getroffenen Annahmen die 
in den Vorjahren begonnene Verringerung der 
Nettodefizitquote in Prozenten des Bruttoinlands­
produktes fortzusetzen. Zugleich war aber für eine 
Steuersenkung zum 1. Jänner 1982 vorzusorgen 
und schließliCh müßte jedenfalls das Bruttodefizit 
auf eine finanzierbare Größe reduziert werden. 

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzungen wur­
den als Ausgangsposition für die Erstellung des 
Budgetentwurfes für das Jahr 1982 folgende 
Grundsätze festgelegt: Ausgaben für Gesetzliche 
Verpflichtungen und nach Maßgabe zweckgebun­
dener Einnahmen sind auf Grund der Rechtslage 
nach dem tatsächlichen Bedarf, die Ermessensaus­
gaben "Aufwendungen" und ,,Anlagen" sind auf 
der Basis des Bundesvoranschlages 1981, Ausgaben' 
für "Förderungsausgaben" gegenüber dem Bundes­
voranschlag 1981 um 1 0% geringer zu veranschla­
gen, ebenso die Ausgaben für Überstunden (Mehr­
leistungsvergütungen) und Auslandreisen. 

_ Insgesamt wurden defizitverringernde Maßnah­
,men in Höhe von rund 17,6 Milliarden Schilling im 
Bundesvoranschlag 1982 berücksichtigt und damit 
erreicht, daß trotz der erforderlichen Vorsorge für 
eine Steuersenkung zum 1·. Jänner 1982 im Ausmaß 
von brutto 6 Milliarden Schilling sowie für gene­
relle Bezugserhöhungen im Jahre 19,82, trotz Stei­
gerung des gesamten FinanzschuldenaufwaQdes 
gegenüber dem voraussichtlichen Bedarf 1981 um 
nahezu 11 Milliarden Schilling und trotz zus~tzlich 
erforderlicher Vorsorgen für einzelne selektive 
Ausgabenbereiche das Bruttodefizit 1982 gegen­
über dem voraussichtlichen Erfolg 1981 nur um 
rund 5,2 Milliarden Schilling steigt und das Netto­
defizit gegenüber dem voraussichtlichen Erfolg 
1981 um knapp über 2,0 Milliarden Schilling auf 
einen Betrag von 31,6 Milliarden Schilling steigt 
bzw. mit 2,8% des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 
1982 im gleichen Ausmaß wie beim voraussichtli­
chen Erfolg 1981 gehalten werden kann. 

Unter Berücksichtigung der aufgezeigten Maß­
nahmen weist der Bundesvoranschlag für das Jahr 
1982 Gesamtausgaben' von über 368 Milliarden 
Schilling und Gesamteinnahmen von über 309 Mil­
liarden . Schilling auf, so' daß das Bruttodefizit 
59,2 Milliarden Schilling beträgt und sich nach 
Abzug der Finanzschuldtilgungen im Betrage von 
27,6 Milliarden Schilling das Nettodefizit auf 
31,6 Milliarden Schilling beläuft. 

Vergleicht man realistischerweise nicht den Vor­
anschlag 1981, sondern die voraussichtlichen Bud-
getausgaben des Jahres 1981 mit den Ausgaben des 
Bundesvoranschlages 1982, ergibt sich eine Steige­
rung um 7,4%. Diese liegt nur knapp unter der 
nominellen Wachstumsrate des Sozialproduktes, 
trotz des starken Anstieges der Ausgaben für den 
Finanzschuldendienst. Ohne diese beträgt der Aus­
gabenzuwachs nur rund 4,9%. 

Die Zuwachsrate der für 1982 geschätzten Ein­
nahmen gegenüber den voraussichtlichen Budget­
einnahmen des Jahres 1981'in Höhe von 7,0% liegt 
infolge Vorsorge für die Steuersenkung zum 1. Jän­
ner 1982 unter der Sozialproduktzuwachsrate. 

Der inlandwirksame Ausgabenüberschuß beträgt 
im Budgetentwurf 1982 rund 25,5 Milliarden Schil­
ling. 

Da nicht auszuschließen ist, daß im Jahre 1982 
die wirtschaftliche Lage konjunkturbelebende 
Maßnahmen erfordert, ist auch im Bundesfinanzge­
setz für das Jahr 1982 ein entsprechendes Instru­
mentarium vorgesehen. Dem Bundesfinanzgesetz 
1982 ist wie in den Vorjahren ein Konjunkturaus­
gleich-Voranschlag mit einer Stabilisierungs- und 
einer Konjunkturbelebungsquote in der Größen­
ordnung von 5,3 Milliarden Schilling angeschlos­
sen. 

Der Finanzschuldenstand wird bei Zutreffen der 
Schätzungen für 1981 mit Jahresende 1982 rund 
320 Milliarden Schilling betragen. 

Über die wesentlichsten Unterschiedsbeträge der 
Bundeshaushalte 1981 und 1982 ist noch zu bemer­
ken: 

Der Per s 0 n a lau f w a n ddes Jahres 1982 
sieht gegenüber dem Bundesvoranschlag 1981 
Mehrausgaben von rund 6,8 Milliarden Schilling 
vor. Hievon entfallen 4,9 Milliarden. Schilling auf 
den Aktivitätsaufwand und 1,9 Milliarden Schilling 
auf den Pensionsaufwand. Dieser Mehraufwand ist 
im wesentlichen bedingt durch eine Vorsorge für 
eine Bezugserhöhung der öffentlich Bediensteten 
sowie durch strukturell bedingte Kostenfaktoren 
und liegt, durch die Einsparungsmaßnahmen vor 
allem im Überstundenbereich und durch die Aus­
gliederung der Österreichischen Staatsdruckerei 
bedingt, um über 1 Milliarde Schilling unter der 
Steigerungsrate des Vorjahres.' 

Im S ach auf w a n d ist bei den Ansätzen fUr 
Gesetzliche VerpfIichtungen gegenüber den Ansät-
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zen des Bundesvoranschlages 1981 ein Mehrbedarf 
von 20,5 Milliarden. Schilling gegeben (hievon 
3,6 Milliarden Schilling bei Ausgaben nach Maß­
gabe zweckgebundener Einnahmen). 

Die AnsätZe für Ermessensausgaben erfuhren 
eine Ausweitung um insgesamt 6,0 Milliarden Schil­
ling (hievon 3,1 Milliarden Schilling auf Ausgaben 
nach M~ßgabe zweckgebundener Einnahmen). 

Im Bereich' des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik wurden die Mittel für den Bundes-· 
hochbau um 0,5 Milliarden Schilling ~ufgestockt; 
nl.J,nmehr erhöhen sich die Aufwendungen infolge 
Umschichtungen im Bereich des Straßen- und 
Hochbaus gegenüber dem Vorjahr bei den Ausga­
ben auf Grund Gesetzlicher Verpflichtungen um 
1,4 und bei den Ermes~ensausgaben um 4,0 Milliar­
den Schilling; hingegen verringern sich die Ausga­
ben für Gesetzliche Verpflichtungen bei den Förde­
rungen um 3,6. und die Ermessensausgaben für 
Anlagen um 1,3 Milliarden Schilling. 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge . des Bundes 

Der Wortlaut des Allgemeinen Teiles des Syste­
misierungsplanes der Kraft-, Luft- und Wasserfahr­
zeuge des Bundes blieb gegenüber dem Jahr 1981 
im wesentlichen unverändert. Es mußte lediglich 
durch Erhöhung der Betragsgrenze im Abs. 3 der 
Z 6 auf 200 000 Schilling den zwischenzeitlich ein­
getretenen PCI~is$teigerungen und durch Streichung 
der lit. d des Abs. 6 der Z 6 den geänderte .Bestim­
mungen des § 20 a.EStG 1972 bzw. des § 16 a 
KStG 1966 Rechnung getragen werden. 

Wie in den Vorjahren ist für die erstmalige 
Inverwendungnahme der im Plan der systemisierten 
Kraftfahrzeuge für 1982 vorgesehenen Personene 
kraftwagen, Fahrzeuge für betriebliche Zwecke, 
Motorräder und Lastkraftwagen mit einer Nutzlast 
bis einschließlich 1 000 kg, das ist bei Anschaffung, 
Anmietung oder unentgeltlicher Zurverfügungstel­
lung, zufolge Ministerratsbeschluß die jeweils gül­
tige Typenempfehlungsliste verbindlich. 

Die Gesamtanzahl"der im Plan der systemisierten 
Kraftfahrzeuge ausgewiesenen Fahrzeuge erhöhte 
sich gegenüber dem Vorjahr um 975. Während die 
Anzahl der systemisierten Personenkraftwagen 
gegenüber dem BFG/81 um2 und die Anzahl der 
Mötorräder um 11 Fahrzeuge vermindert werden 
konnte, wa~ bei den Fahrzeugen für betriebliche 
Zwecke, den Lastkraftwagen und den Kraftfahr­
zeugen für besondere Zwecke ein höherer Bedarf 
von insgesamt 988 Fahrzeugen gegeben. Von die­
sem Mehrbedarf entfällt der wesentlichste Anteil 
auf den Bereich der Post- und Telegraphenverwal­
tung (+ 938). Der wesentlich erhöhte Kraftfahr­
zeugbedarf bei der Post- und Telegraphenverwal-

tung ist auf Umorganisationen und Erweiterungen 
im Bereich des Fernmelde-Bau- und -Betriebsdien­
stes ~urückzuführen, womit ein rascherer Ausbau 
des Fernmeldenetzes und ein effizienterer Einsatz 
der Bautrupps bei der Herstellung von Fernsprech­
anschlüssen sowie bei derInstandhaltung und Ent­
störung der Fernmeldeanlagen' erreicht werden 
kann. Ferner ergibt sich dieser Mehrbedarf auf 
Grund der Erweiterung des LandzusteHdienstes 
und der Paketzustellung mit bundeseigenen Kraft­
fahrzeugen im Zuge de~ Umstellung der Paketzu­
stellung auf Einmannbetrieb. 

Bei deJ:l Wasserfahrzeugen erhöhte .sich' die 
Anzahl gegenüber dem Vorjahr von 295 auf 298. 
Hingegen blieb der Stand der systemisierten Luft­
fahrzeuge gegenüber 1981 mit 49 unverändert, 

Systemisierungsplan d,er Datenverarbeitungs­
anlagen des Bundes 

Der Wortlaut des Allgemeinen Teiles des Syste­
misierungsplanes der Datenverarbeitungsanlagen 
des Bundes wurde gegenüber dem Vorjahr nicht 
verändert. Die Anzahl der systemisierten Anlagen 
hat sich gegenüber dem Vorjahr von 226 um 42 auf 
268 erhöht. Diese Erhöhung ist ua. durch die Ein­
beziehung von Textverarbeitungsanlagen in die 
Systemisierungspflicht begründet, soweit solchen 
Anlagen Kriterien systemisierungspflichtiger 
Datenverarbeitungsanlagen zugeordnet werden 
können. 

Stenenp~an 

Dem Bundesfinanzgesetz 1982 ist als Anlage III 
der Stellenplan angeschlossen, der einen Allgemei­
nen Teil, das Planstellenverzeichnis und eine Auf­
stellung' über die Planstellen der Österreichischen 
Bundesbahnen sowie der jugendlichen Bediensteten 
enthält. ' 

Der Stellenplan für das Jahr 1982 sieht als 
Gesamtsumme 286581 Planstellen für Bundesbe­
dienstete und 4 670 Planstellen für jugendliche 
Vertragsbedienstete, Anlernkräfte und Lehrlinge 
vor. Gegenüber 1981 bedeutet dies denselben 
Gesamtstand wie der Stellenplan des' Vorjahres, 
wobei die personellen Mehrerfordernisse in mehre­
ren Ressortbereichen, die unabdingbar waren, 
durch Einsparungen in anderen Ressortbereichen 
bzw, den Wegfall von 887 Planstellen durch die 
Ausgliederung der Österreichischen Staatsdrucke­
rei ausgeglichen werden konnten. Die Zahl der für 
jugendliche Bedienstete vorgesehenen Planstellen 
wurde geringfügig erhöht. 

Wenngleich der Bund der Einstellungspflicht 
nach dem Invalideneinstellungsgesetz 1969 nachge­
kommen ist, sollen aber zusätzliche Maßnahmen 
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90'0 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz:- und Budgetausschusses über die Regierungsvodage 
(815 und Zu 815 der, Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 . 

, samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe I 

Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei 
Kapitel 02: Bundesgesetzgebung 
Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof 
Kapitel 04: Verwaltungsgeric~tshof 
Kapitel 05: Volksanwaltschaft 
Kapitel 06: Rechnungshof 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in der 
Beratungsgruppe I zusammengefaßten finanzge­
~etzlichen Ansätze des Bundesvoranschlages für das 
Jahr. 1982 in seiner Sitzung' vom 26. November 
1981 einer Vorberatung unterzogen 

Im Bundesvoranschlag 1982 sind bei den gegen­
ständlichen Budgetkapiteln Gesamtausgaben von 
803,649 Mil!. S' veranschlagt. Hievon entfallen 
236,008 Mill.S auf laufende persönliche und 
503,733 Mill. S auf laufende sachliche Ausgaben 
sowie 63,908 Mil!. S auf die Vermögensgebarung. 
Gegenüber dem laufenden Jahr ergibt sich eine 
Gesamterhöhung von 72,147 Mil!. S. An Gesamt­
t;innahmen werden bei dieser Beratungsgruppe 
16,395 Mil!. S, das sind um 2,338 Mil!. S' mehr als 
1981 vorgesehen ist, erwartet. 

Bei Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei sind 
zusammen 32,561 Mill. S, das sind um 1,072 Mil\. S 
mehr als im laufenden Jahr, budgetiert. An Einnah­
men wird mit 531 000 S gerechnet. 

Die Erhöhung . des Personal aufwandes um 
1,003 Mil!. Sauf 15,822 Mill. S ist auf generelle 
Bezugserhöhungen für Bundesbedienstete, die bei 
allen entsprechenden finanzgesetzlichen Ansätzen 
ihren Niederschlag finden, zl,lrückzuführen. Der 

. mit 16,739 Mil!. S veranschlagte Sachaufwand ist 
ungefähr gleich hoch wie im laufenden Jahr. 

Bei Kapitel 02 : Bundesges~tzgebung sind 
Gesamtausgaben von 533,769 Mil\. S veranschlagt, 
das sind um 52,751 Mil!. S mehr, als für 1981 vor­
gesehen ist. Auf den Nationalrat entfallen hievon 
479,520 Mil!. S, auf den Bundesrat 54,249 Mil!. S. 
Die voraussichtlichen Gesamteinnahmen betragen 
10,355 Mil\. S. Der für beide gesetzgebenden Kör­
perschaften gemeinsam. veranschlagte Personalauf­
wand ist mit56,261 Mil\. S, um 3,012 Mill. S höher 
als 1981, veranschlagt. Der Sachaufwand verzeich­
net bei Titel 021, Nationalrat, eine Erhöhung um 
47,759 Mit!. S, auf 423,259 Mil!. Sj bei Titel 022, 
Bundesrat, 54,249 Mil!. S, das ist eine Erhöhung 
um 1.,98 ,MilI. S. Der vermehrte Sachaufwand ist 
durch unvermeidliche zusätzliche Erfordernisse, 
die überwiegend auf Grund gesetzlicher Bestim­
mungen und durch die Vorsorge zur Ermöglichung 
vermehrter parlamentarischer Tätigkeit erwachsen 
sowie durch den Umbau des Gebäudes Wien 1, 
Reichsratsstraße 9, bedingt. Auf den Kopf der 
Bevölkerung umgerechnet entfällt für die Kosten 
der Bundesgesetzgebung ein Betrag von jährlich 
rund 69,40 S. 

Bei Kapitel 63: Verfassungsgerichtshof sind 
Gesamtausgaben von 29,746 Mill.'S, das sind um 
1,075 Mil\. S mehr als im laufenden Jahr, vorgese~ 
hen. An Einnahmen sind 396 000 S budgetiert. Der 
Personalaufwand ist für das kommende Jahr mit 
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8,487 Mil!. S, um 666 000 S höher als im laufenden 
Jahr, veranschlagt. Beim Sachaufwand ist mit 
21,259 Mill. S gegenüber 1981 eine Erhöhung um 
409 000 S gegeben. Diese Erhöhung ist im wesentli­
chen darauf zurückzuführen, daß sich die Bezugs­
erhöhungen für die Bundesbediensteten kraft 

-Gesetzes auch auf die Entschädigungen der Mit­
glieder des Verfassungsgerichtshofes auswirken. 

Bei Kapitel 04: Ve..waltungsgerichtshof sind 
Gesamtausgaben von 56,266 Mill. S, das sind um 
2,957 MilLS mehr als 1981, präliminiert. An Ein­
nahmen wird mit 3,581 Mil!. S gerechnet. Der Per­
sonalaufwand ist mit 47,432 Mil!. S, um 
2,38 Mil!. S höher als 1981, veranschlagt. Mit 
8,834 Mil!.S ist der Sachaufwand gegenüber dem 
laufenden Jahr um 577 000 S gestiegen. pie Steige­
rung im Sachaufwand ist im wesentlichen durch 
höhere Energiekosten, durch Neuanschaffungen 
für die Amtsbibliothek und die Vorsorge für die 
erhöhten Familienbeihilfen bedingt. 

Bei Kapitel O~: Volksanwaltschaft sind Gesamt­
ausgaben von 19,685 Mill. S, 4,688 Mil!. S mehr als 
im laufenden Jahr, veranschlagt. Hievon entfallen 
7,536 Mill. S, das sind um 1,059 Mil!. S mehr als 
1981, auf den Personalaufwand. Für sachliche Auf­
wendungen sind 12,149 Mill. S, das sind 
3,629 Mill. S mepr als für 1981, vorgesehen. 

Im -Jahre 1981 haben die Länder Niederöster­
reich und Burgenland die Volksanwaltschaft für 
ihre Verwaltungsangelegenheiten für zuständig 
erklärt; eine Personalvermehrung war daher unum­
gänglich notwendig. Vorzusorgen im Sachaufwand 
war weiters für Mehrausgaben, die sich auch 
dadurch ergeben, daß die Volks anwaltschaft .im 
nächsten Jahr von ihrem derzeitigen Amtssitz in 
einem Privathaus in das bundeseigene Gebäude in 
Wien 1, Singerstraße 17 (früher Sitz des Zentralbe­
soldungsamtes), übersiedeln wird und sich in die­
sem Zusammenhang größere Instandsetzungs- und 
Adaptierungsarbeiten als notwendig erweisen. 

Bei Kapitel O~: Rechnungshof sind für das kom­
~ende Jahr Gesamtausgaben von 131,622 Mil!. S, 
das sind um 9,604 Mil!. S mehr als im laufenden 
Jahr, vorgesehen. An Einnahmen wird mit 
1,112 Mill..S gerechnet. Der Personalaufwand ist 
mit 100,47 Mil!. S, das sind um 8,582 Mill. S mehr 

Reicht 

Spezialberichterstatter 

als 1981, budgetiert. Der Sachaufwand ist mit 
31,152 Mil!. S, um 1,022 Mil!. S mehr als im laufen­
den Jahr, veranschlagt. Im Personal aufwand ist das 
Mehrerfordernis neben den allgemeinen Bezugser­
höhungen im öffentlichen Dienst auch auf Perso­
nalvermehrungen zurückzuführen, die notwendig 
sind, um den gesetzlichen Prüfungsaufgaben nach­
kommen zu können. Die Vermehrung im Sachauf­
wand ist vor allem durch erhöhte Druckkosten und 
die erforderliche Anschaffung von Fachliteratur 
sowie durch höhere Reisekosten und Aufwandsent­
schädigungen im Zusammenhang mit einer ver­
stärkten Prüfung'stätigkeit bedingt. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen des 
Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten Dkfm. DDr. K ö n i g, Dr. 
Fis c Ii e r, Pet e r, Dr. Hau s e r, Dr. Er m a -
co r a, Be r g man ~, Dr. S c h r a n z, Dr. 
Kap a u n und Ing. Gas s n e r das Wort. 

Zu den aufgeworfenen Fragen nahmen der Präsi­
dent des Nationalrates Ben y a, der Präsident des 
Rechnungshofes Dr. B r 0 e s i g k e und Staatsse­
kretär Dr. Lös c h n a k Stellung. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die in der Beratungsgruppe I zusammenge­
faßten finanzgesetz'lichen Ansätze unverändert mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 01 : Präsidemschaftskanzlei, 

dem Kapitel 02: Bundesgesetzgebung, 

dem Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof, 

dem Kapitel 04 : Verwaltungsgerichtshof, 

dem Kapitel 05: Volksanwaltschaft und 

dem Kapitel 06: Rechnungshof 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt; _ 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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Abänderungen 
zum Entwurf d(:s Bundesvoranschlages für 1982 in 815 der Beilagen 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten Regierungsvorlage ist der nachstehende finanzgesetzlrche 
Ansatz wie folgt zu ändern: 

Finanzgesetz- Aufgabenbereich Bezeichnung von 
abzuändern um auf 

liehe r Ansatz Millionen Schilling 

, 
1/117366 21 Umwelthygiene; 

Färderungsausgaben ' 12,039 +2,400 14,439 

Außerdem sind die durch diese Änderung bedingten Betragsänderungen auch in den in der Anlage I 
sowie' I a, I b und I c enthaltenen Summenbeträgen entsprechend zu berücksichtigen. 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates xv. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(81~ und Zu 815 der,Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 

, samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe 11 

Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienststellen 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in der 
Beratungsgruppe II enthaltene Kapitel 10 "Bundes­
kanzleramt mit Dienststellen" des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1982 am 26. November 1981 
in Verhandlung gezogen. 

Bundeskanzleramt mit Dienststellen 

Im Bundesvoranschlag fUr Kapitel 10 "Bundes­
kanzleramt mit Dienststellen'" ist für das Budget­
jahr 1982 ein Ausgabenbetrag von 1 913 791 000 S 
vorgesehen. 

Von diesen Ausgaben entfallen 540633000 S 
auf den Personalaufwand, der somit gegenüber 
dem Vorjahr um 114 635 000 S erhöht ist. 

Zur Bestreitung des Sachaufwandes sind 
1 373 158000 S veranschlagt; das sind um 
313656 000 S mehr als im Vorjahr. 

Die Ausgaben des Bundeskanzleramtes - Zen­
tra,lleitung - und die der Ständigen Vertretung 
Österreichs bei der OECD sind unter Para­
graph 1000 veranschlagt; sie werden im kommen­
den Jahr 837 898 000 S betragen. 

Der Personalaufwand von 171788000 S liegt 
wegen der Vorsorge für die Bezugserhöhungen um 
l4 588 000 S über dem des Vorjahres. 

Die Anlagenkredite sind mit 3 544 000 S unver­
ändert gegenüber dem Vorjahr veranschlagt. 

Ausgaben aus gesetzlichen Verpflichtungen sind 
unter diesem Paragraph in der Höhe von 
357743000 S zu erwarten, 187 l16 000 Shievon 
als Förderungsausgaben. Da die gesetzlichen För-

derungsausgaben für die Presse" die Publizistik, die 
politischen Parteien und Akademien gegenüber 
1981 um 10% gekürzt wurden, sind aus diesem 
Titel Minderausgaben von 18 451 000 S zu erwar­
ten. Demgegenüber stehen Mehrausgaben bei den 
Aufwendungen aus gesetzlichen Verpflichtungen 
im Betrage von 15 309 000 S infoige der' Auswir­
kung der Bezugserhöhungen bei den Regierungs­
mitgliedern, Staatssekretären und Landeshaupt-

\ männern sowie den Ruhe- und Versorgungsbezü­
gen und aus Beiträgen für die OECD. 

Die Förderu~gsausgaben, die als Ermessenskre­
dite veranschlagt sind, werden 86 970 000 S erfor-
dern. ' 

Sie beinhalten im wesentlichen den Restbundes­
beitrag zum Soiidaritätsfonds für Kinder der Drit­
ten Welt im Ausmaß von .37 342 000 S, einen Bei­
trag Österreichs im Zusammenhang mft der Erdbe­
benkatastrophe in Süditalien im Betrage von 
28 850000 S, einen Beitrag zum Rundfunk-Son­
derprogramm für internationale Organisationen im 
Betrage von 12500000 S und einen Zuschuß zur 
Errichtung eines Kulturzentrums in Jassif-Israel im 
Betrage von 3 Mil\. S. 

Die sonstigen Aufwendungen betragen 
211 079 000 S; hierin ist auch der Sachkredit des 
Bundespressedienstes mit 26 370 000 S enthalten. . 

Der unter Paragraph 100 1 ausgewiesene Bedarf 
der Verwaltungsakademie ist gegenüber dem V or­
jahr nahezu ~nverändert veranschlagt. 'Der Perso­
nalaufwand wird 8 953 000 S und die sachlichen 
Ausgaben werden 16 453 000 S betragen. 

900 der Beilagen XV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)8 von 46

www.parlament.gv.at



2 900 der Beibgen 

Die unter Paragraph 1002 für Entwicklungshilfe 
veranschlagten Kreditmittel von 300 001 000 S 
wurden gegenüber dem Vorjahr um 49250 000 S 
erhöht. In diesem Voranschlag sind für Investi­
tionsdarlehen 100 Mil!. S und für die Programm­
und Projektförderung 200 Mil!. S vorgesehen. 

Die Kosten des Druckes und Vertriebes des Bun­
desgesetzblattes und der "Amtlichen Sammlung 
wiederverlautbarter Österreichischer Rechtsvor­
schriften" sind. unter Ansatz 10038 mit 
15793000 S veranschlage Diesem Ausgabenbetrag 
stehen bei Ansatz 2/10034 gleichhohe Einnahmen 
gegenüber. 

Die unter Paragraph 1004 für regional- und 
strukturpolitische Maßnahmen veranschlagten För­
derungsausgaben von 100 Mil!. S wurden gegen­
über dem Vorjahr - wo sie unter Ansatz 1006 mit­
veranschlagt waren -, um 35 Mill. S erhöht. In 
diesem Voranschlag sind für Darlehen 10 Mil!. S 
und für Zuschüsse 90 Mill. S enthalten. 

Die Aufwendungen für das Staats archiv und 
Archivamt sind unter Titel 101 mit insgesamt 
35416000 S veranschlagt. Das Mehrerfordernis 
von 2351000 S gegenüber dem Vorjahr resultiert 
fast ausschließlich aus dem Personalaufwand. Die 
Kredite des Statistischen Zentralamtes sind unter 
Titel 102 mit insgesamt 562 283 000 S veranschlagt 
und wurden gegenüber dem Vorjahr um 
183 839 000 S erhöht. Der. Mehrbedarf beim Perso­
nalaufwand von 60 536000 S resultiert aus einer 
Vorsorge für Hilfskräfte zur Durchführung der 
Großzählung sowie der Auswirkung der Bezugser­
höhungen für Bundesbedienstete. Für die Anschaf­
fung von Anlagegütern sind 21 151 000 S vorgese­
hen. Der Mehrbedarf gegenüber dem Vorjahr von 
18 98 t 000 S resultiert im wesentlichen aus den 
Kosten der Einrichtung des Neubaues des Statisti­
schen Zentralamtes. 

Bei den Aufwendungen aus gesetzlichen Ver­
pflichtungen sind 140083000 S vorgesehen, wovon 
134 82~ 000 S für Zahlungen gemäß BGBI. Nr. 91/ 
1965 . (Bundesstatistikgesetz) § 7 Abs. 7 bestimmt 
sind. Der Mehraufwand von 115 523 000 S resul­
tiert aus Entschädigungen an Gemeinden für deren 
Mitwirkung an der Großzählung. Die übrigen Auf-

Dr. Stippel 

Spezialberichterstatter 

\\cndungcn betragen lOK In 000 Sund liegcll 
somit um 11 20 I 000 S unter dem Voranschlagsbe­
trag des Jahres 1981. 

Unter Paragraph 103 sind erstmalig die Aktivbe­
züge der Bediensteten des Amtes der "Wiener Zei­
tung" und des "Amtes der Österreichischen Staats­
druckerei" im Ausmaß von insgesamt 36 994 000 S 
veranschlagt, für die die Österreichische' Staats­
druckerei gemäß Staatsdruckereigesetz, BGBL 
Nr. 340/1981, einen gleichhohen Kostenersatz zu 
leisten hat. Dieser Kostenersatz ist bei Titel 211 03 
veranschlagt. 

An Einnahmen werden bei Kapitel 10' "Bundes­
kanzleramt mit Dienststellen" im kommenden Jahr 
218354000 S erwartet. Dies bedeutet eine Erhö- . 
hung gegenüber dem Jahre 1981 um 26642' 000 S, 
die ausschließlich aus dem vorerwähnten Kostener­
satz der Österreichischen Staatsdruckerei resultiert. 

An der Debatte des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Beratungsgruppe II beteiligten 
sich die Abgeordneten Dr, N eis s e r, Dr. 
Schranz, Dr. Frischenschlager, Dr. 
Kap au n; Dr. Er mac 0 r a, Ing. Gas s ne r, 
Dr. Ve sei s k y, Dr. BI e n k, Re eh b erg e r, 
Bur ger, T i rn t hai, W i m m e r s b erg e r 
sowie Bundeskanzler Dr. Kr e i 's k y Und die 
Staatssekretäre Johanna D 0 h n a I, Dr. 
Lös c h n a k und DDr. Nu s s ba u m e r. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe II unverändert mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienst-
stellen 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Wien, 1981 1127 

Mühlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates xv. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (815 und 
Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe III 

Kapitel 20: Äußeres 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in der 
Beratungsgruppe III enthaltene Kapitel 20 "Äuße­
res" des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 
unter dem Vorsitz des Obmannstellvertreters Abge­
ordneten P f e i fe r in seiner Sitzung am 
24: November 1981 in Verhandlung genommen. 

. Im vorliegenden Entwurf zum Bundesfinanzge­
setz 1982 sind beim Kapitel 20 "Äußeres" Gesamt­
ausgaben von 1511,666 Mill. S. und, Einnahmen 
von 57,493 Mil!. S vorgesehen. Dies bedeutet. 
gegenüber den Ansätzen 1981 eine Steigerung der 
Ausgaben um 224,903 Mill. S oder 17,47% und der 
Einnahmen um 19,088 Mil!. S oder 49,7%. 

Die Ausgabensteigerung verteilt sich auf die ein­
zelnen Gebarungsgruppen wie folgt: 

1. Für die gesetzlichen Verpflichtungen, und 
zwar für den 

a) Personalaufwand wurden um ...... . 
oder 6,54% mehr veranschlagt. Die 
Erhöhung ist auf die allgemeine 
Bezugsregelung zurückzuführen. 

b) Bei den internationalen Beitragszah­
lungen Österreichs mußten infolge 
Erhöhung der Budgets der internatio­
nalen Organisationen und vor allem 
der Kurssteigerung des US·-Dollars 
um ............................ . 
mehr veranschlagt werden. Betrags­
mäßig zu erwähnen sind nachstehend 
angeführte Beitragserhöhungen : 
zur IAEO ...................... . 
zum Budget der UN ............. . 
zum UNDP .................... . 
für UN-Sonderaktionen .......... . 
zur UNESCO .................. . 
für das UN-Nahostkontingent (UNI-
FIL) ........................... . 
zum Europarat .................. . 
übrige um ..... : ................ . 
Infolge der Beitragschätzung für 
1982 konnten die Beiträge für das 
Österr.-franz. OST-WEST-Zentrum. 

Mil!. S 

23,499 

69,820 

4,358 
29,245 
23,500 

1,000 
. 9,500 

4,014 
2,307 
0,936 

2,000 

Mil!. S 

UN-Nahostkontingent (UNDOF). .. 2,700 
übrige um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • . .. 0,340 
niedriger als 1981 veranschlagt wer-
den. 

c) Die übrigen gesetzlichen Verpflich­
tungen, und zwar die "Leistungen 
nach § 58 B-KlNG und § 130 
ASVG", die "Familienbeihilfen" und 
die "Öffeinlichen Abgaben" mußten 
um.. ..... ... . . . . . ... ... . .. ... .. 1,406 
höher veranschlagt werden. 

2. Die im Sachaufwand des Kapitels 20 
veranschlagten Ermessenskredite erfuhren 
eine Erhöhung um ..................... 130,178 
oder 18,72% .. 

Über den für die Veranschlagung der 
Ermessenskredite festgesetzten Rahmen 
mußte für folgende Aufwendungen zusätz­
lich Vorsorge getroffen werden: . 

Für den eigentlichen Verwaltungsauf-
wand der Zentrale des BMAA (Ansatz 
1120008 ,,Aufwendungen") wurde um . . .. 5,200 
mehr als 1981 veranschlagt. Der Mehrbe-
darf ist auf Kostensteigerungen bei den 
"Sonstigen Transporten" (plus 4,476 
Mil!. S) und den "Repräsentationsausga-
ben" (plus 0,500 Mil!. S) zurückzuführen. 
Für den Stipendienfonds der Internationa-
len Schule in Wien ist zur Unterstützung 
von Kindern aus Entwicklungsländern ein 
Betrag von 0,200 Mil!. S erstmalig vorgese-
hen. 

Der Mehrbedarf bei den Aufwendungen 
der Vertretungsbehörden (Ansatz 1120108 
"Aufwendungen") beträgt ......... ~ ..... 75,000 

Hievon entfallen für die hier veran­
schlagten Auslandzulagen 40,000 Mill. S. 
Weitere größere Unterschiede ergeben sich 
bei den Brennstoffen (plus 1,500 Mil!. S), 
den Treibstoffen für Kraftfahrzeuge (plus. 
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0,500 Mill. S), den Zeitungen und Zeit­
schriften (plus' 0,650 Mill. S), bei den 
Posten für Auslandreisen (plus 5,000 
Mill. S), den Energiebezügen (plus 2,900 
Mill. S), der Instandhaltung von sonstigen 
AnJagen, (plus 0;700 Mill. S), den Sonstigen 
Transporten (pl~s 0,500 Mill. S), der Nach­
richtenübermittlung (plus 1,950 Mill. S), 
den Kursdifferenzen aus Fremdwährungs­
gebarung (plus 4,000 Mill. S), den Mieten 
(plus 10,000 Mill. S), den Honorarkonsuln 
(plus 3,200 Mill. S) und Entgelten an 
Unternehmungen (plus 1,700 Mill. S). 

'Die höhere Veranschlagung ist auf Preis­
steigerungen und vor allem auf Kursände­
rungen, hauptsächlich des US-Dollars, 
zurückzuführen. Auch verursachen die 
rasch steigenden Mietkosten und die 
Anmietung weiterer Amtswohnungen einen 
beträchtlichen Mehraufwand. Weiters 
mußte zur reibungslosen Aufrechterhaltung 
der konsularischen Betreuung die Post für 
die Honorarkonsuln entsprechend erhöht 
werden. 

Dagegen wurde die Post ,7232 "Reprä­
sentationsausgaben" um 0,500 Mil!. S nied­
riger veranschlagt. 

Der Ansatz. 1120208 "Diplomatische 
Akademie; Aufwendungen" wurde dem 
,Bedarf entsprechend um ............... . 
erhöht. 

3. Von dem bei den Kulturinstituten 
(Ansatz /1120308 ,,Aufwendungen")veran-
schlagten Mehrbedarf von ............. . 
entfallen auf die Auslandzulagen 3,700 
Mil!. S. Weitere größere Unterschiede 
ergeben sich bei den Posten für Auslandrei­
sen (plus 0,595 Mitl. S.), Instandhaltung für 
Mietobjekte (plus 0,840 Mill. S), Nach­
richtenübermittlung (plus, 0,506 Mill. S) 
und Mieten (plus 0,778 Mill. S). 

Wie bei den Vertretungsbehörden ist der 
Mehrbedarf auf Preissteigerungen und 
Kursänderungen zurückzuführen. Die 
höhere Veranschlagung für die Instandhal­
tung von Mietobjekten dient der Sanierung 
des Institutsgebäudes in Warschau. 

4. Die Anlagenkredite (Ansätze 1120003, 
1120103, 1120203 und 1120303) erfuhren 
gegenüber 1981 insgesamt eine Erhöhung 
um 

Ea 
Spezi'alberichterstatter 

900 der Beilagen 

MiII,S 

0,500 

7,500 

7,000 

Beim Ansatz 1120003 sind für die wei­
tere Ausgestaltung der Redoutensäle 
zusätzlich 2,000 Mill. S vorgesehen. Die 
höhere Veranschlagtmg beim Ansatz 
1120103 dient dem Ankauf von Notstrom­
aggregaten sowie dem weiteren Ausbau der 
Fernmeldeanlagen. 

5. Die Veranschlagung beim Ansatz 
1120048 "Internationale Konferenzen in 
Österreich" sichert außer den jährlich statt­
findenden Konferenzen die Abhaltung der 
,,2. Weltraumkonferenz der VN (UNI­
SPACE)" und der "Weltversammlung über 
Probleme der Älteren" mit voraussichtli­
chen Kosten von 33,500 Mill. Sund 4,330 
Mill. S. 

6. Die übrigen Ansätze für Aufwendun­
gen und Förderungen wurden nicht erhöht 
bzw. halten sich im Rahmen der gegebenen 
Richtlinien. 

MilI, S 

Die Erhöhung der Einnahmen um. . . . .. 19,088 
ist auf zu erwartende Mehreinnahmen vor 
allem bei den "Miet- und Pachtzinsersät-
zen", "Kursdifferenzen aus Fremdwäh­
rungsgebarung" und "Zinsen aus dem 
Geldverkehr" zurückzuführen. 

An der Debatte beteiligten sich nach den Ausfüh­
rungen des Spezialberichterstatters die Abgeordne~ 
ten Dip!.-Vw. Dr. Ludwig St ein e r, M ars c h, 
Dr. Fr i s c h e n s chi a ge r, Dr. E r mac 0 r a, 
DDr. He sei e, Ingrid Ti c h y - S c h red e r, 
Hoc h mai r, Fa chi e u t n e r, S t ein bau e r, 
Dr.B I e n k, Dr. Hilde Ha w I i c e kund Dipl.­
Kfm.DDr. König. 

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr, Pa h r nahm zu den in der Debatte auf~ 
geworfenen Fragen Stellung. . 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe III unter Berücksichtigung eines Abän­
derungsantrages des Abgeordneten DDr;H e sei e 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 20: Äußeres 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) mit der a n g e s chi 0 s sen e n • I. 
A b ä n der u n g wird die verfassungsmäßige I. 
Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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Abänderung 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages für 1982 in 815 der Beilagen 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten Regierungsvorlage ist der nachfolgende finanzgesetzliche 
Ansatz wie folgt zu ändern: -

Finanzgeseu-
Aufgabenbereich Bezeichnung 

abzuändern um 
auf 

lieher Ansatz 
von 

Millionen Schilling 

1120106 22 Venretungsbehörden; För-
derungsausgaben 4,927 0,700 5,627 

Außerdem sind die durch diese Änderung bedingten Betragsänderungen auch in den in der Anlage I 
sowie I a, I b und I c enthaltenen Sum~enbeträgen entsprechend zu berücksichtigen. 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): 'Bundesfmanzgesetz für das Jahr 1982 

samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe -IV 

Kapitel: 11 Inneres 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das Kapi-
. tel 11 des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 

in seiner Sitzung am 17. November 1981 unter dem 
Vorsitz des Obmannstellvertreters Abg. Dipl.-lng. 

I Z i t t m a y r in Verhandlung gezogen .. 

Bei Kapitel 11 sind im Bundesvoranschlag 1 '}82 
für das Bundesministerium für Inneres i~sgesamt 

Ausgabenvon .............. 9218931000S 
vorgesehen. 

Hievon entfallen auf den 
Personalaufwand ............ " 7 098 449 000 S 
also 77,00 % 

und auf den Sachaufwand ....... 2 120 482 000 S 
somit 23,00 % 

Die Personal kredite erfahren gegenüber dem 
Vorjahr eine Steigerung um 449076000 S, die vor 
allem auf generelle Bezugserhöhungen sowie auf 
die Personalvermehrung um 51 Bedienstete zurück­
zuführen ist. 

Für den S ach auf w a nd stehen dem Bundes­
minIsterium für Inneres im Jahre 1982 
2 120482000 S, das ist um 305453000 S mehr als 
1981, zur Verfügung. 

Beim Titel,HO sind 223 292 000 S für den Auf­
wand der Zentralleitung veranschlagt. Hierin sind 
84 059 000 S für Bezugsvorschüsse an alle Bedien­
stete des Innenressorts, 5 000 000 S für die Verstär­
kung der Bekämpfung des Suchtgiftmißbrauches, 
56 000 000 S für die elektronische Datenverarbei­
tung und 17452000 S für Wahlkosten en~halten. 

Beim Titel 111 sind für den Zweckaufwand des 
Bundesministeriums für Inneres 271 707 000 S vorc 

gesehen. ~ Hievon entfallen auf die F 1 u g p 0 -

lizei und den Flugrettungsdienst 
. H 750 000 S. Aus diesen Mitteln werden zwei 
Hubschrauber angekauft sowie die Kosten für den 
Betrieb und die Instandhaltung von 12 Hubschrau­
bern und 4 Motorflugzeugen bestritten. 

Für den Z i vii s c hut z stehen im Jahre 1982 
4 ~15 000 S zur Verfügung. Mit diesen Mitteln soll 
der Warn- und Alarmdienst weiter ausgebaut wer­
den. Die Förderungskreditesind hauptsächlich für 
den Österreichischen Zivilschutzverband und den 
Österreichischen Bundesfeuerwehrverband be­
stimmt. Außerdem sollen auch 1982 anderen 
Organisationen Geldmittel zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben auf dem Zivilschutzsektor zur Verfügung 
gestellt werden. 

Für den Z i v i I die n s t sind Ausga:ben von 
2.33 040 000 S vorgesehen. Vorwiegend durch die 
Einberufung einer größeren Anzahl von Zivil­
dienstpflichtigen steigt· der Aufwand· im Jahr 1982 
gegenüber 1981 um 60 673 000 S. . 

Für den Fall, daß Österreich über Ersuchen der 
Vereinten Nationen Einheiten zur Hilfeleistung in 
das Ausland entsendet, ist beim Titel 111 ein eige­
ner Verrechnungsansatz vorgesehen. 

Beim Titel 112 sind die Aufwe'ndungen für die 
Kriegsgräberfürsorge in Höhe von 4 143 000 S prä­
liminiert. 

Beim Titel! Ü ist der Sachaufwand für die Bun­
despolizei im Gesamtbetrag von 594 706 000 S prä­
liminiert. Die Ermessensausgaben wurden gegen­
über dem Vorjahr um rund 55 Mill. S erhöht. Auf 
dem Investitionssektor sind weiterhin der Kraft-
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fahrzeug- und Fernmeldebereich als Schwerpunkt 
anzusehen. Für diese beiden Bereiche werden rund 
28 Mill. S zur Verfügung stehen. Mit ,diesen Mit­
teln wird der Austausch von etwa 140 nicht mehr 
einsatzfähigen Kraftfahrzeugen sowie die weitere 
Verbesserung und Modernisierung auf dem nach­
richtentechnischen Sektor finanziert werden kön­
nen. Es werden 33 Mobil- und 35 Handfunkgeräte 
beschafft. Darüber hinaus werden bei ve'rschiede­
nen Polizeidienststellen die Telefon- bzw. Fern­
schreibvermittlungsanlagen erneuert und 30 Stück 
elektronische Fernschreibmaschinen angekauft. Für 
die Innenausstattung neuer Dienstgebäude sowie 
für die Verbesserung der Einrichtung bestehender 
Dienststellen werden rund 10 Mill. S benötigt. 

Titel 114 enthält den Sachaufwand für die 
Bundesgendarmerie im Gesamtbetrag von 
795148000 S. Hievon entfallen auf Ermessensaus­
gaben 635428000 S und auf Ausgaben/Gesetzli­
che Verpflichtungen 159720000 S. Bei den Ermes­
sensausgaben tritt gegenüber 1981 eine Erhöhung 
um 44 900 000 S ein. Wie in den Vorjahren dienen 
die Anlagenkredite in erster Linie für Anschaffun­
gen auf dem Kiaftfahrzeug- und Fernmeldesektor. 
Insgesamt werden im Bereich der Bundesgendar­
merie im Jahre 1982 etwa 380 Kraftfahrzeuge aus­
getauscht und 14 Fahrzeuge neu angeschafft. Hie­
für sind Geldmittel von rund 38 Mill. S erforder­
lich. Beim Fernmeldewesen steht wieder die' Funk­
ausrüstung im Vord.er'grund. Es werden 68 Mobil­
und 150 Handfunkgeräte beschafft. Daneben wer­
den 10 Fixstationen und die für die Fertigstellung 
der Richtfunkstrecken erforderlichen Relaisgeräte 
und EndsteHen angekauft. Der Austausch überalte.: 
ter Fernschreibeinrichtungen wird fortgesetzt. 

Im verstärkten Ausmaß wird auch die Errichtung 
gendarmerieeigener Tankanlagen weiter fortge­
setzt. Auf dem Bau- und Unterkunftssektor ist das' 
Bundesministerium für Inneres bemUht, für eine 
Reihe von Gendarmeriedienststellen neue zweck- ' 
entsprechende ~nd räumlich ausreichende Amts-

Dr. Lenzi 

. Spezialberichterstatter 

räume zu schaffen und entsprechend einzurichten .. 
Für diesen Zweck stehen ua. an Ausgaben für Mie­
tenvorauszahlungen 5 Mill. S zur Verfügung. 

Der bei § n 50 veranschlagte Sachaufwand für 
Flüchtlingslager und -anstalten wurde in Anbe­
tracht der gewaltig gestiegenen Flüchtlingsziffern 
überdurchschnittlich erhöht: Durch zusätZliches 
Personal und zusätzliche Investitionen werden die 
gestiegenen Anforderungen in den Flüchtlingsla­
gern bewältigt. 

Bei § 1151 stehen für das öffen t1iche Denkmal 
Mauthausen 1745 000 S zur Verfügung., 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
.ich die Abgeordneten Dr. L ich a 1, Ing. Hob I, 
Dr. 0 f n e r, Maria S t a n g I, E I m eck e r, 
Pis chi, Fis t e r, Kr a ft, H a sie r, G 1 ase r, 
I> a ul i t s eh und G f ö 11 n er. 

Bundesminister für Inneres L a n c. beanwortete 
ausführlich die an ihn gerichteten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 hat 
der Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen Ansätze der zur Beratungsgruppe IV gehö­
renden Teile des Bundesvoranschlages für das jahr 
1982 unverändert mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 11 : Inneres 

samt dem dazugehärenden Teil des Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1982 (815 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt .. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den StenographischenProtokollen des Nationalrates xv. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
,(815 und Zu'81S der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jaht 1982 

samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe V 

Kapitel 30: Justiz 

Der Finanz- und Budgetausschuß 'hat unter dem 
Vorsitz des Obmannstellvertreters Abgeordneten 
Dip!.-Ing. Dr. Z i t t m a y r die gegenständlichen 
Ansätze des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 
in seiner Sitzung am 8. November 1981 in Ver­
handlung gezogen. 

Die Gesamtausgaben für die Rechtspflege wer­
den für das kommende Jahr mit rund 4 117 Mil!. S 
veranschlagt. Das sind um rund 391 Mill. S 
(10,49%) mehr als im laufenden Jahr. Überdies sind 
im Konjunkturausgleich-Voranschlag für das Jahr 
1982 je 8 Mil!. S im Stabilisieiungs- und Konjunk­
turbelebungsprogramm vorgesehen, ' 

Auf den Personalaufwand entfallen hievon rund 
2788 Mil!. S (1981: 2553 Mill. S). Die Erhöhung 
gegenüber dem Jahr 1981 ist auf die Bezugserhö­
hungenab 1. Jänner 1982 und auf zusä~zliche Plan­
stellen zurückzuführen. Im Zusammenhang mit der 
Darstellung der Entwicklung des Personalaufwan­
des ist festzuhalten, daß im Justizressort im Jahre 
1981 (Stichtag 1. Oktober 1981) insgesamt 3884 
weibliche und 6 941 männliche Dienstnehmer tätig 
waren. Hievon entfielen auf Richter und Beamte im 
öffentlich-rechtlichen -Dienstverhältnis 1 313 
Frauen und 6 091 Männer, während als Vertragsbe­
dienstete 2571 Frauen und 850 Männer im Justiz­
dienst standen. 

Für den Sachaufwand sind im Bundesvoran­
schlag 1982 rund 1 329 Mil!. S vorgesehen, gegen­
über 1 173 Mil\. S im Jahre 1981. 

Das Verhältnis vom Personal- zum Sachaufwand 
beträgt 67,7% zu 32,3%, 

Die Justizverwaltung erwartet im Jahre 1982 
Einnahmen in der Höhe von 2 473 Mil\. S, womit 
der eigene Aufwand eine Bedeckung im Ausmaß 
von rund 60,1% finden würde. Von den zu erwar­
tenden Einnahmen entfallen 1 985 Mil!. Sauf' 
Gerichtsgebühren und Ersätze in Rechtssachen, 

- 305 Mil!. Sauf Strafgelder, 109 Mil!. Sauf Einnah­
mender Justizanstalten und 74 Mil!. S auf sonstige 
Einnahmen. 

Bei der Erstellung des Aufwandes der Justizan­
stalten für das Jahr 1982 wurde auf die Entwick­
lung des Gefangenenbelages Bedacht genommen. 
Nach dem Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbu­
ches im Jahre 1975 ist der Gefangenenbelag 
zunächst stark zurückgegangen, in der Folge aber \ 
wieder angestiegen. Des weiteren wurden bei der 
Veranschlagung die stark angestiegenen Kosten der 
Versorgung erkrankter Gefangener in öffentlichen 
Krankenanstalten und des Maßnahmenvollzuges, 
vor allem aber' die überdurchschnittliche Verteue­
rU,ng der Energien, berücksichtigt. 

Der Ausbau der Bewährungshilfe wird dem Auf­
trag des Gesetzgebers entsprechend auch im Jahre 
1982 weiter durchgeführt, wobei dem Ausbau der 
ZentralstelIen für Haftentlassenenhilfe besondere 
Bedeutung zukommt. 

Im Stellenplan für das Jahr 1982 ist für das 
Justizressort eine Vermehrung um 146 Planstellen 
vorgesehen. Davon entfallen 70 Planstellen, davon 
20 Jugendliche, auf den Schreib- und Vollzugs­
dienst der Gerichte, 10 Planstellen auf di€ Fortfüh­
rung der Umstellung des Grundbuches auf ADV 
und eine Planstelle auf einen Staatsanwalt sowie 
50 Planstellen auf die Erhöhung der Sicherheitser­
fordernisse im' Strafvollzug und den weiteren Aus­
bau des Maßnahmenvollzuges und 15 Planstellen \ 
auf den Ausbau der Bewährungshilfe. Von dieser 
Vermehrung konnte eine Aufstockung um 135 Ver­
tragsbedienstete bereits im Juli 1981 durch Mini­
sterratsbeschluß erreicht werden. Darüber hinaus 
wurde durch Umwandlung die Anzahl der Rich­
terplanstellen um 33 und die Anzahl der Planstellen 
für Staatsanwälte um eine vermehrt. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezial be­
richterstatter die Abgeordneten Dr. Hau s e r, Dr. 
S t e-g er, Dr. Jolanda 0 ff e nb eck, Dr. Pa u­
litsch, Wanda Brunner, Kern, Dr. Gra­
dis c hn i k, Elisabeth Sc h m i d t, Dkfm. DDr. 
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2 900 der Beilagen 

K ö n i g, Dr. Hilde H a w I i c e k, Man n -
d 0 r ff, Ottilie R 0 c h u sund Dr. G a i g g das 
Wort. 

Der Bundesminister für Justiz Dr. B rod a 
nahm zu den aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe V unverändert mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

De. Fertl 
Spezialbecichtecstattec 

Der Finanz- .und Budgetausschuß stellt somit den 
An t ra g, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 30: Justiz 

samt dem dazugehörenden Teil de~ Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1982 (815 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

. Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates :XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses. über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 

samt Anlagen 

. Spezialbericht ZU Beratungsgruppe VI 

Kapitel 12: U nterncht 
Kapitel 13: Kunst 
Kapitel 71: Bundestheater 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in der 
Beratungsgruppe VI zusammengefaßten Teile des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 unter dem 
V orsitz des Obmannstellvertreters Abgeordneten 
Sandmeier in seiner Sitzung am 25. November 
1981 in Verhandlung gezogen. 

In dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Bundesvoranschlag 1982 ist für das Unterrichts­
und Kunstbudget (Kapitel 12 und i3) ein Gesamt­
ausgabenrahmen von 31 966 174 000 S vorgesehen. 
Hievon entfallen auf den Personalaufwand 
10660584000 S und auf den Sachaufwand 
21 305 590 000 S. Gegenüber dem BV A 1981 ergibt 
dies eine Steigerung im Personal aufwand von 
674 440 000 S und im Sachaufwand eine solche von 
1 077 996 000 S. 

nie Bundestheater (Kapitel 71) sind mit 
1 608 237 000 S präliminiert. Auf den Personalauf­
wand entfallen 1 280 520000 S und auf den Sach­
aufwand 327717000 S. Die Steigerung gegenüber 
dem BV A 1981 beläuft sich im Personalaufwand 
auf 95 895 000 S, im Sachaufwand ist eine Kredit­
erhöhung von 27 063 000 S zu verzeichnen. 

Im einzelnen steilt sich das Unterrichts- und 
Kunstbudget (Kapitel 12 und 13) wie folgt dar: 

Ausgaben Personalaufwand Kapitel 12 und 13 

Die um 674 440 000 S erhöhten Ansätze auf dem 
Personalsektor der Kapitel 12 und 13 ("Unterricht 
und Kunst") sind bedingt durch die am 1. Jänner 
1982 in Kraft tretende Bezugserhöhung. Die 
wesentlichsten Aufstockungen im Personalaufwand 
sind bei den Ansätzen 

1112700 - "Allgemeinbildende Höhere Schulen" 
von4 536 800000 Sauf 
4 819 500 000 S, ergibt 
+ 282 700 000 S, 

1112800 - "Technische und gewerbliche Lehran­
stalten" von 1 798 820 000 Sauf 
1 938 436 000 S, ergibt 
+ 139616000 S, 

1112810 - "Soziaiakademien - LA für Frem­
denverkehrs-, Frauen- und Sozialbe­
rufe" von 983 894 000 Sauf 
1 047 900 000 S, ergibt 
+ 64 006 000 S sowie 

1112820 - "Handelsakademien und Handels­
schulen" von 1 203 100000 Sauf 
1 283 210 000 S, ergibt 
+ 80 110000S 

vorgenommen, worden. 

Ausgaben Sachaufwand Kapitel 12 und 13 

Im Sachaufwand des Unterrichts- und Kunstres­
sorts ist eine Steigerung um 1 077 996 000 S, und 
zwar von 20 227 594 000 S im Jahre 1981 auf 
21 305 590 000 S für das Jahr 1982 vorgesehen. 

Die Steigerung bei den ,,Aufwendungen, Gesetz­
liche Verpflichtungen" von 17195249000 S im 
BVA 1981 auf 18075047000 S im BVA-Entwurf 
1982 ist größtenteils auf die am 1. Jänner 1982 in 
Kraft tretende Bezugserhöhung für Pflichtschulleh­
rer und auf die Erhöhung des Stellenplanes zurück­
zuführen. Die wesentlichsten Aufstockungen bei 
den "Aufwendungen, Gesetzliche Verpflichtungen" 
sind bei den Ansätzen, ! 
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2 900 der Beil~gen 

1112757 

1112857 

,,Allgemeinbildende Pflichtschulen" 
von 15041733000 Sauf 
15783733000 S, ergibt 
+ 742000000 S, 
"Berufsbildende Pflichtschulen" von 
615464000 Sauf 
647 500 000 S, ergibt 
+ 32 0~6 000 S 

vorgenommen worden. 

Ein wesentlicher SchwerPunkt wurde auf gewisse 
Bereiche des allgemein- und berufsbildenden Schul­
wesens gelegt: ,\ " 

So erfuhr der Sachaufwand des Ansatzes 1/1270 
- ,,Allgemeinbildende Höhere Schulen" eine Stei­
gerung von 640 966 000 S im Jahre 1981 auf 
719568000 S im Jahre 1982. 

Der Sachaufwand für das Berufsbildende Schul­
wesen der Ansätze 
1/1280 "Technische und gewerbliche Lehran­

stalten" , 

111281 "Sozialakademien, Lehranstalten für 
Fremdenverkehrs-, Frauen- und Sozial­
berufe" und 

111282 "Handelsakademien und Handelsschu­
leJ;1" 

konnte von 718095000 S im Jahre 1981 auf 
796 425 000 S im Jahre 1982 angehoben werden. 
Von dieser Erhöhung waren ins besonders die 
Technischen und gewerblichen Lehranstalten sowie I 

die Sozialakademien, Lehranstalten für Fremden­
verkehrs-, Frauen- und Sozialberufe betroffen. 

Die Sachaufwandskredite für die Lehrer- und 
Erzieherbildung der Ansätze 

111290 "Pädagogische Akademien jund Päd-
agogische Institute" ' 

111291 "Bildungsanstalten für Arbeitslehrerin­
nen, Kindergännerinnen und Erzieher" 

111292 "Berufspädagogische Akademien und 
Berufspädagogische Institute" 

erfuhren eine Erhöhung von 173442000 S im 
Jahre 1981 auf 179333000S im BVA-Entwurf 
1982. 

Im Kunstsektor wurden einzelne Schwerpunkte 
gesetzt: 

Im Bereich der Literaturförderung - 1113026 
- ist gegenüber dem BV A 1981 eine Steigerung 
von 618000 S zu verzeichnen. 

Beim Ansatz 1113036 Kunstförderungsbeiträge 
. kam es zu einer Krediterhöhung von 17358 000 S 
im BVA1981 auf 43034000 S im BVA-Entwurf 
1982, also eine Erhöhung um 25 676000 S. Der 
Schwerpunkt bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz 
liegt unter anderem beim Kulturpolitischen Maß­
nahmenkatalog (15865000 S) sowie beim Steiri­
schen Herbst (2 820 000 S). 

Im Bereich der Förderungsausgaben bei der 
Erwachsenenbildung - Ansatz 1112216 - ist 
gegenüber dem BVA 1981 eine Ste}gerung von 
1 175000 S zu verzeichnen. Die Sachaufwandskre­
dite für den Spon, für die Jugend- und Erwachse­
nenbildung erfuhren eine ' Erhöhung von 
160915000 S im Jahre 1981 auf 171 781 000 S im 
BVA-Entwurf 1982. 

Der wachsenden Bedeutung der Schulservice­
SteIle wird insofern Rechnung getragen, als im 
BVA 1982 dafür 5755000 S' gegenüber 
4755000 S im BYA 1981 vorgesehen sind. 

Ausgaben Kapitel 71 

Das Kreditvolumen bei den Bundestheatern 
Kapitel 71 - hat sich von bisher 1 485279000 S 
im Jahre 1981 auf 1608237000 S im Jahre 1982 
ausgeweitet. Der Personalaufwand erfuhr eine Stei­
gerung auf 1 280 520 000 S und der Sachaufwand 
beträgt für das Jahr 1982 327 717 000 S. 

Einnahmenentwicklung 

Die Einnahmen der Kapitel 12 u'nd 13 stiegen 
von 398 337000 S im Jahre 1981 auf 434 547 000 S 
im BVA-Entwurf 1982. 

Die Einnahmen des Kapitel 71 - Bundestheater 
- betragen für das Jahr 1982 307 312 000 S. 

Die beim Bundesministerium für Bauten und 
Technik veranschlagten Baukredite der Unter­
richtsverwaltung betragen 1m Jahre 1982 
1 308910000 S. ' 

Konjunkturausgleichsbudget 

Abschließend darf noch erwähnt werden, daß ein 
Betrag von 85746000 S im Konjunkturbelebungs­
programm des Konjunkturausgleichs-Voranschla­
ges 'für die Kapitel 12 und 13 "Unterricht 'und 
Kunst" vorgesehen ist. ' 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 

, sich die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Lei t ne r, 
Dr. Sc h n eil, Pet er, Dipl.-Ing. Maria M ö s t, 
Edith D 0 b e s b erg e r, B a y r, Dr. Hilde 
Ha w 1 i c e k, B erg man n, W 0 1 f, H aas, 
Pis chi, G r a b ,n e r, Ottilie R 0 c h u s, Gär t -
n e rund S t ein bau e r. 

Vizekanzler Dr. Si n 0 w atz beantwonete 
ausführlich die an ihn gerichteten Anfragen. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 hat 
der Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen Ansätze der zur Beratungsgruppe VI gehö­
renden Teile des Bundesvoranschlages für das Jahr 
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1982 unverändert mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 12: Unterricht, 

dem Kapitel 13: Kunst und 

dem Kapitel 71 : Bundestheater 

Fister 

Spezialberichters~atter 

samt den zu den Kapiteln 12 und 13 dazugehören­
den Teilen des Konjunkturausgleich-Voranschlages 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 
(815 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV.GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 

samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe VII 

Kapitel 15: Soziales 
Kapitel 16: Sozialversicherung 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in der 
Beratungsgruppe VII zusammengefaßten Kapi­
tel 15 "Soziales" und Kapitel 16 "Sozialversiche­
rung" des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 
am 19. November 1981 unter dem Vorsitz des 
Obmannstellvertreters Abgeordneten P f e i f e r in 
Verhandh.mg gezogen. 

KapitellS "Soziales" und Kapitel 16 "Sozialversi­
cherung" 

Der Voranschlag für 1982 sieht bei diesen Kapi­
teln folgende Ausgaben und Einnahmen vor: 

KapitellS 

Ausgaben 

Kapitel 16 
Schilling 

insgesamt 

18 935 540 000 30 469 300 000 49 404 840 000 

Einnahmen 
11 864 623 000 1 477 004 000 J3 341 627 000 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1981 sind 
somit insgesamt Mehrausgaben von rund 
8,3 Mrd. S und Mehreinnahmen von rund 
3,1 Mrd. S vorgesehen. 

Ausgaben 

Von den Gesamtausgaben der "Sozialen Verwal-
tung" entfallen auf den Personalaufwand 

1 005 990 000 S oder 2% 

und auf den Sachaufwand 

48 398 850000 S oder 98%. 

Innerhalb der Gesamtausgaben ergibt sich zwi­
schen den "gesetzlichen Verpflichtungen" (ein­
schließlich Personalaufwand) in Höhe von 
47430047000 S und den "Ermessensausgaben" in 
Höhe von 1 974793000 S ein Verhältnis 'von 
96%: 4%. 

. Die Gesamtausgaben der "Sozialen Verwaltung" 
verteilen sich prozentuell wie folgt: 

, Sozialversicherung ............... . 
Arbeitsmarktverwaltung ........... . 
Kriegsopfer- und Heeresversorgung .. 
Sonstiges ....................... . 

KapitellS "Soziales" 
Personalaufwand 

61,7% 
24,2% 
12,8% 

1,3% 

Das Mehrerfordernis gegenüber dem Bundesvor­
anschlag 1981 von rund 55 Mil\. S ist hauptsächlich 
durch generelle Bezugserhöhungen bedingt. 

Sachaufwand 

Der Mehraufwand in Höhe von rund 2,7 Mrd. S 
betrifft ausschließlich die Arbeitsmarktverwaltung 
und die Kriegsopfer- und He~resversorgung. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Bei Titel' 150 "Bundes ministerium für soziale 
Verwaltung" betreffen allein rund 40% der veran­
schlagten Ausgaben solche auf Grund gesetzlicher 
V erpflichtungen (im wesentlichen Beiträge an inter-

. nationale Organisationen und Familienbeihilfen). 
Neben den laufenden Verwaltungsalffwendungen 
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sind ua. die Kosten von Forschungsaufträgen 
betreffend Grundsatzfragen des Ressorts - wie 
zB. Soziale Sicherheit, Ka!llpf gegen die Armut -
und insbesondere auch von Vorhaben im Interesse 
der Verbesserung der sozialen und beruflichen SteI­
lung der Frau berücksichtigt. 

Bei Titel 151 "Opferfürsorge" ist für die Renten­
anpassung ab 1. Jänner 1982 sowie für weitere Lei­
stungsverbesserungen finanziell vorgesorgt. 

Bei Titel 152 "Hilfeleistungen an Opfer von Ver­
brechen" wurde der Voranschlag gegenüber 1981 
auf Grund der zunehmenden Anzahl von Lei­
stungsempfängern entsprechend erhöht. 

Bei Titel 154 "Allgemeine Fürsorge" ist hinsicht­
lich der Kleinrentnerentschädigung die Erhöhung 
der Renten um 15% berücksichtigt. 

Für die Unterstützung von Wohlfahrtsorganisa­
tionen, die sich insbesondere auch der Betreuung 
alter Menschen widmen, sind rund 29,6 Mill. S ver­
anschlagt; hievon entfallen 3 Mill. Sauf Kostener­
sätze an den Ausgleichstaxfortds betreffend Vergü­
tung des erhöhten Umsatzsteuersatzes an Schwer­
beschädigte, die aus Erwerbsgründen ein Kraftfahr­
zeug benötigen. 

Weitere Förderungsmittel in Höhe von 5 Mill. S 
sind für den Nationalfonds zur besonderen Hilfe 
für Behinderte be~timmt. 

Bei Titel 155 "Einrichtungen der Arbeitsmarkt­
verwaltung I" ist vor allem für Unterstützungslei-" 
stungen einschließlich Krankenversicherung vorge­
sorgt. Der Veranschlagung liegt die Annahme von 
47 500 Beziehern von. Arbeitslosengeld, 14 600 
Beziehern von Notstandshilfe, 36 600 Bezieherin­
nen von Karenzurlaubsgeld und von 5 300 Sonder- " 
unterstützten im Jahresdurchschnitt zugrunde. 

Für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sind 
1,6 Mrd.'S vorgesehen. 

Bei Titel 156 "Einrichtungen der Arbeitsmarkt­
verwaltung 11" ist der Aufwand für Schlechtwetter­
entschädigung im Baugewerbe mit rUrid 419 Mil!. S 
veranschlagt. 

Bei Titel 157 "Einrichtungen der Kriegsopfer­
und Heeresversorgung" betrifft der Mehraufwand 
von rund 247 Mil\. S im wesentlichen die Versor­
gungsgebühren, und zwar bedingt durch die Ren-. 
tenanpassung ab 1, Jänner 1982 und sonstige Lei­
stungsverbesserungen. 

Hochmair 

Berichterstatter 

Bei Titel 159 "Verschiedene Dienststellen" sind 
"die laufenden Verwaltungsaufwendungender 

Arbeitsinspektion sowie der Einigungsämter, 
Schlichtungsstellen und Heimarbeitskommissionen 
veranschlagt. 

Kapitel 16 "Sozialversicherung" 

Durch die beabsichtigten gesetzlichen Maßnah­
men zur Entlastung des Bundeshaushaltes - vor 
allem: hinsichtlich der Bundesbeiträge zur Pensions­
versicherung - konnte bei diesem Kapitel gegen­
über dem Bundesvoranschlag 1981 die Ausgaben­
steigerung in einem vertretbaren Rahmen gehalten 
werden (unter Berücksichtigung des 1981 bei 
Titel165 "Leistungen nach dem Nachtschicht­
Schwerarbeitsgesetz" neu anfallenden Aufwandes 
beträgt die Ausgabensteigerung rund 5,4 Mrd. S 
oder 21,5%). Dadurch ist die Erhöhung der Pensio­
nen um 5,2% sowie die Erhöhung der Ausgleichs­
zulagenrichtsätze um 6,4% gesichert. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen des 
Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten Maria Met z k e r, Dr. S eh w i m -
me r, Dr. Jörg Hai der, K 0 kai I, Maria 
S t a n g I, T r eie h I, Dr. Fe urs te i n, Dr. 
S ehr a n z, Dr. H a f ne r, He sou n, S te i n -
hJ b er, Dr. Pu n t i garn, E g g, Anton S chi a -
ger, Hell w ag n e r, Ingrid Ti c h y - S ehr e -
der und Kr äu t I das Wort. Die aufgeworfenen 
Fragen wurden durch den Bundesminister. für 
soziale Verwaltung D a II i n ger und durch Frau 
Staatssekretär Franziska F ast beantwortet. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der in der 
Beratungsgruppe VII zusammengefaßte~ Kapitel 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: " 

Dem Kapitel 15: Soziales. und 

dem Kapitel 16:. Sozialversicherung 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacber 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu ·815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das J ahc 1982 

samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe VIII 

Kapitel 60: Land- und Forstwirtschaft 
Kapitel 62: Preisausgleiche 
Kapitel 77: Österreichische Bundesforste 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in der 
Beratungsgruppe VIII zusammengefaßten Teile des 
Bundesvoranschlages für das Jahr '1982 in seiner 
Sitzung am 20. November 1981 in Verhandlung 
gezogen. 

Kapitel 60: Land·, und Fo!'m.,.irt~ch!!ft 

Im Bundesvoranschiag 1982 sind für die Land­
und Forstwirtschaft 5 478,0 Mil!. S veranschlagt. 

Dieser Ausgabenkredit gliegert sich wie folgt: 

1 002,6 MilI. S für den Personalaufwand, 
1 218,8 MilI. S für den Sac;haufwand des Bundes­

ministeriums (Titel 600), der nachgeordne­
ten Dienststellen (Titel 605, 606 und 609), 
sowie der sonstigen Einrichtungen des 
Schul- und Ausbildungswesens (Titel 607), 

22,7 Mil!. S für die Förderung der Land- und 
Forstwirtschaft (Titel 601), 

857,8 Mil!. S für das Bergbauern-Sonderpro­
gramm (Titel 602), 

1 073,6 MiH. S für den Grünen Plan (Titel 603), 
47,5 Mill. S für den Zuschuß an den Weinwirt­

schaftsfonds (Titel 604), 
1 255,0 Mill. S für die Einrichtungen des Schutz­

wasserbaues und der Lawinenverbauung 
im gesamtvolkswirtschafdichen Interesse 
(Titel 608). 

Die Verwendungszwecke der einzelnen Kredite 
sind in dem Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 
eingehend erläutert. 

Im Titel 600 mit einem Kredit von 561,2 Mill. S 
ist neben dem Aufwand für das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft selbst und den Bei­
trägen Österreichs zu internationalen OrganIsatio­
nen ein Betrag von 38,3 MiB. S als Beitrag zum 
FAO-Welternährungsprogramm und für das Nah: 
rungsmittelhilfe-Übereinkommen 1980 ein Betrag 
von 110 Mill. S vorgesehen. 

Unter dem Titel 601 mit einem Kredit von 
22,7 Mil!. S ist insbesondere für das landwirtschaft­
liche Beratungs- und Bildungswesen sowie für 
sozialpolitische Maßnahmen vorgesorgt. 

Für die Durchführung des Bergbauern-Sonder­
programms sind unter dem Titel 602 8'57,8 Mill. S 
veranschlagt. Diese Mittel sollen dazu dienen, in 
den Berggebieten und den übrigen entsiedlungsge­
fährdeten Gebieten wirtschaftlich gesunde und 
gesellschaftlich und kulturell lebendige Räume zu 
erhalten: 

Für den Grünen Plan (Titel 603), dem wichtig­
sten Investitionsinstrument der Land- und Forst­
wirtschaft, sind 1 073;6 Mi]]. S präliminiert, die den 
Zielsetzungen des Landwirtschaftsgesetzes, BGBL 
Nr. 155/1960, in der geltenden Fassung zu dienen 
haben. ' 

Unter dem Titel 604 sind Zuschüsse an den 
Weinwirtschaftsfonds in der Höhe von 47,5 Mil!. S 
vorgesehen. 

Für die Bestreitung des Persönal- und Sachauf~ 
wandes der Lehr- und Versuchsanstalten, der den 
Lehranstalten angeschlossenen Internate, der forst­
lichen Ausbildungsstätten, der sonstigen nachge-

f 
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ordneten Dienststellen sowie für den Ersatz der 
Besoldungskosten für die Landeslehrer an den 
land- und fors~inschaftlichen Berufs- und land­
wirtschaftlichen Fachschulen gern. FAG 1973 sind 
unter den Titeln 605, 606, 607 und 609 insgesamt 
1 580,7 Mill. S veranschlagt. 

Unter dem. :ritel 608 sind die Kredite für den 
Schutzwasserbau und die Lawinenverbauung im 
gesamtvolkswii;tschaftlichen Interesse in der Höhe 
von 1 334,4 Mill.S präliminiert. In dem Kredit von 
1 334,4 Mil!. Ssind auch die Beiträge Österreichs 
zur Erfüllung der internationalen wasserwirtschaft­
lichen Vereinbarungen und der Personal- und 
Sachaufwand fÜr die einzelnen Sektionen der Wild­
bach- und Lawinenverbauung enthalten. 

Von den' unter Kapitel 60 veranschlagten Ein­
nahmen in der Höhe von 1 852,5. Mil!. S entfallen 
1 167,9 Mil!.S auf die aus dem Katastrophenfonds 
zufließenden Mitte!. Die übrigen Einnahmen erge­
ben sich vor allem aus den Interessentenbeiträgen 
zu Maßnahmen an Bundesflüssen und Mietgebüh­
ren im Rahmen der Bauhofgebarung, aus dem Ver­
kauf von Anstaltserzeugnissen und der Einhebung 
von Gebühren bei der Qualitätskontrolle. 

Darüber hinaus sind im Konjunkturausgleichs­
voranschlag für das Jahr 1982 bei Kapitel 60 in der 
Stabilisierungsquote 148,5 Mil!. S und in der Kon­
junkturbelebungsquote 121 Mill. S vorgesehen. 

Kapitel 62: Preisausgleicbe 

Im Bundesvoranschlag für das Jahr 1982 sind für 
die Preisausgleiche 3 560,9 Mill. S veranschlagt, 
denen 978,4 Mil!. S Einnahmen gegenüberstehen. 

DieAusgab~nkredite veneilen sich wie folgt: 
838,1 Mil!. S für den Brotgetreidepreisausgleich 

(Titel 620), 
1 821,2 Mil!. S für den Milchpreisausgleich (Titel 

621), 
637,3 Mil!. S für den Preisausgleich bei Schlacht­

tieren . und tierischen Produkten! (Titel 
622), 

59,5 Mill. S für den Zuckerpreisausgleich (Titel 
623), 

204,8 Mil!. S für den Futtermittelpreisausgleich 
(Titel 625). , 

, , 

Die Verwendungszwecke der einzelnen Kredite 
sind im Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz einge­
hend erörtert. : 

Unter dem Titel 620 "Brotgetreidepreisaus­
gleich" ist für die Durchführung von Lagerungs-, 
Absaiz- und Verwenungsmaßnahmen vorgesorgt. 

Unter dem Titel 621 "Milchpreisausgleich" ist 
für die Verwertung der anfallenden Milchüber­
schüsse durch Förderung des Absatzes von Milch­
und Milchprodukten im Inland und im Export vor­
gesorgt. 

Unter dem Titel 622 "Preisausgleich bei 
Schlachttieren und tierischen Produkten" sind Mit­
tel zur Durchführung von Stabilisierungsmaßnah­
men auf dem Sektor Zucht- und Schlachtvieh sowie 
Fleisch zur Aufrechterhaltung einer gleichmäßigen 
Versorgung sowie zUm Ausgleich saisonbedingter 
Schwankungen durch Interventionskäufe und Ein­
lagerung·enveranschlagt. Die vorgesehenen Ein­
nahmen gründen sich auf zweckgebundene Im" 
und Exportausgleiche gemäß BGB!. Nr.135/1969 
und BGB!. Nr. 258/1976 in der geltenden Fassung. 

Der für den "Zuckerpreisausgleich" unter dem 
Titel 623 vorgesehene Betrag wird durch zweckge­
bundene Einnahmen aus der gesetzlichen Preisre­
gelung für Zucker gedeckt. 

Unter dem Titel 625 "Futtermittelpreisausgleich" 
sind im Interesse einer Stabilisierung des Futterge­
treidemarktes Bundesmittel zur Durchführung von 
marktendastenden Maßnahmen vorgesehen. 

Zu Kapitel 77 des Bundesvoranscblages 1982 
"Österreichische Bundesforste" 

Im Voranschlag 1982 des Wirtschaftskörpers 
"Österreichische Bundesforste" sind die mit der 
Bewirtschaftung des 844942 ha großen Bundes­
forstbesitzes (hievon 498 190 ha Wald) verbunde­
nen Ausgaben und die dabei erzielbaren Einnah­
men, insbesondere aus der Nutzung von rund 
1 950000 Festmeter Holz (1 760000 o. Serv.), vor­
gesehen. Veranschlagten' Betriebsausgaben von 
1 917,7 MilL S stehen Betriebseinnahmen von 
1 974,5 Mill. S gegenüber, sodaß mit einem Über­
schuß voh 56,8 Mil!. S gerechnet werden kann. 
Hiebei wurde von der Erwartung ausgegangen, daß 
die Holzpreise im Jahre 1982 eine Erholung erfah­
ren werden. 

Im einzelnen entfallen von den für 1982 vorgese­
henen Betriebsausgaben 1 282 Mil!. S auf den Per­
sonalaufwand; hievon wieder 1 186 Mill. S auf den 
Aktivitätsaufwand und 96 Mil!. S auf den Pensions­
aufwand. Der Persona.laufwand ist damit um 
45 Mill. S höher veranschlagt als 1981. Der Sach­
aufwand ist mit 636 Mil!. S präliminien und liegt 
um 8 Mil!. S über dem Voranschlag des Jahres 
1981. 

Im Sinne der forstgesetzlichen Bestimmungen 
wurden bei den Ansätzen "Sonstige Anlagen" und 
,,Aufwendungen" insgesamt 7,6 Mil!. S für die 
Schutzwaldsanierung mitveranschlagt. Hievon ent­
fallen 5,6 Mil!. S auf Investitionen und 2 Mil!. Sauf 
Aufwendungen. 

Der Konjunkturausgleichsvoranschlag ist mit 
35 MiI!. S dotiert. Diese Mittel sind für betriebsnot­
wendig Investitionen bestimmt. 

Im Rahmen der Einnahmen entfallen 
1.693 Mill. S auf Erlöse aus dem Holzverkauf und 
282 Mi/I. S auf sonstige Einnahmen. 
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Bei Betrachtung des Voranschlages der Österrei­
chischen Bundesforste ist noch zu beachten, daß 
die Österreichischen Bundesforste Pensionslasten 
aus der Zeit vor der Errichtung dieses Wirtschafts­
körpers im Betrage von etwa 56 Mill. S zu tragen 
haben und im Rahmen der Einforstungsrechte zu 
Abgaben im Werte von rund 140 Mill. S verpflich­
tet sind. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen des 
Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten D e u t s eh man n, P f ei f e r, 
Dipl.-Vw. Josseck, Helga Wieser, 
Rem p I bau e r, Dipl.-Ing. R i e g I e r, Pe c k, 
Franz B run n e r, H i r s c her, Keil e r, 
H i e t I, Ing. H a sie r, Ingrid Ti c h y - Sc h r e -
der, We i nb erg e r, Fa chi e u t n e r, Gär t­
n e rund L a f e r das Wort. 

Die aufgeworfenen Fragen wurden durch den 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

Stögner 

Spezial berichterstatter 

Dipl.-Ing. Hai den sowie durch' den Staatssekre­
tär S c hob er beantwortet. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 hat 
der Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen, Ansätze der zur Beratungsgruppe VIII gehö­
renden Teile des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1982 unverändert mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 60: Land,- und Forstwirtschaft, 

dem Kapitel 62: Preisa.usgleiche und 

dem Kapitel 77: Österreichische Bundesforste 

samt den zu den Kapiteln 60 und 77 dazugehören­
den Teilen des Konjukturausgleich-Voranschlages 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) "~rird die verfassungsmäßige ZüstÜTt­
mung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

MÜhlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischell Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 

samt Anlagen 

Spezialberichtzu Beratungsgruppe IX 

Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie 

Der Finanz- und Budgetausschuß.hat das in der 
Beritungsgruppe IX enthaltene Kapitel 63 "Han­
del, Gewerbe, Industrie" des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1982 in seiner Sitzung am 23. Novem­
ber 1981 in Verhandlung gezogen. 

Bei Kapitel 63 "Handel, Gewerbe, Industrie" 
sind für das Jahr 1982 im Grundbudget 

Ausgaben in der Gesamthöhe 
von ....................... .. 2180171000 S 
vorgesehen. 

Der Personalaufwand des Kapi-
tels 63 beträgt. . . . . . . . . . . . . . . .. 274785000 S 
er ist gegenüber dem Jahre 1981 
um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15 414 000 S , 
höher veranschlagt. 

Der Sachaufwand beläuft sich 
auf .......................... 1 905 386 000 S 
das sind um. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 61 858000 S 
mehr als im Vorjahr. 

Die Einnahmen sind mit ...... 1 335 480 000 S 
vorgeschätzt und damit um . . . . .. 315 303 000. S 
höher angenommen worden als für das Rechnungs­
jahr 1981. 

In der Stabilisierungsquote des Konjunkturaus­
gleichsvoranschlages 1982 sind für das Kapitel 63 
keine Kredite enthalten. 

Der Personalaufwand beträgt rund 12,6% des 
Gesamtbudgets des Ressorts, wobei 4 Planstellen 
.gegenüber dem Vorjahr eingespart werden konn­
ten. Die Erhöhung des Personalaufwandes ist daher 
faktisch nur auf die mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 

1982 in Kraft tretend,e Bezugserhöhung und auf die 
laufenden Beförderungen und V orrückungen 
zurückzuführen. 

Zum Sachaufwand ist folgendes zu bemerken: 

Die Anlagenkredite des Ressorts, welche ledig­
lich 0,1% des Gesamtressortkredites ausmachen, 
sind gegenüber dem V or;ahr unverändert geblie­
ben. 

Die für das Jahr 1982 veranschlagten' Förde-' 
rungskredite mit einem Anteil von 73,1% am Rn­
son-Budget sind gegenüber dem Jahr 1981 um 
28,5 Mill. S höher veranschlagt. Diese Verände­
rung . ergibt sich einerseits durch eine Verminde­
rung der Förderungsausgaben für den Österreich i­
schen Fremdenverkehr um 9,8 Mill. S (insbeson­
dere durch das Auslaufen der Aktion Seenreinhal­
tung) sowie durch eine Erhöhung für den Bereich 
Sonstige Wirtschaft einschließlich Energiewesen 
um 24,3 MiH. S und den Bereich der Stärkeförde­
rung um 14,0 Mill. S. 

Die Kredite für Aufwendungen, die zirka 14,2% 
des Ressort-Gesamtkredites darstellen, sind' im 
Bundesvoranschlag t 982 um 33,3 Mit!'. S höher als 
im V or;ahr veranschlagt. Dieser Mehrbetrag ergibt 
sich durch eine Erhöhung des Mitgliedsbeitrages 
für den Verein r"Österreichische Fremdenverkehrs­
werbung" von 19,0 Mill. S für verschiedene weitere 
Mitgliedsbeiträge (EFT A, GA TI, . Europäische 
Patentorganisation). von 4,8 Mill. S und der Auf­
wendungen für das Österreichische Patentamt im 
Zusammenhang mit der Europäischen Patemorga­
nisationvon 9,5 Mitl. S. 
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Die Einnahmen des Ressorts wurden für das 
Rechnungsjahr 1982 um 315,3 Mil!. S höher als für 
1981 veranschlagt. Die Mehreinna,hmen ergeben 
sich durch die erhöhte Veranschlagung der zu 
erwartenden Einnahmen an Patentgebühren um 
15,3 Mil!. S und der Montangebühren um 
300,0 Mill. S. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezialbe­
richterstatter die Abgeordneten Ing. S a II i n ger, 
Dr. Heindl, Dip!.-Vw. Dr. Stix, Ing. Ditt­
r ich, Will e, Wes t r eie her, Maria Met z -
ke r, Dipl.-Kfm. Lö ffl e r, Ingrid T ichy­
Schrede~ Köc~ Landgrat 
Dr. Kap a u n, Neu man n und S tau d i n -

Kokail 
Spezialberichterstatter 

ger sowie Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie Dipl-Vw. Dr. S ta r i b ach e rund 
Staatssekretär Anneliese Alb r e c h t das Wort. 

'Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finarizgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe IX unverändert mit Stimmenmehrheit 
angenomm~n. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 63: 11andel, Gewerbe, Industrie 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 

samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe X 

Kapitel 65: Verkehr 
Kapitel 78: :r.ost~ und Telegraphenverwaltung 
Kapitel 79: Osterreichische BlUndesbahnen 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in der 
Beratungsgruppe X zusammengefaßten Kapitel 65 
"Verkehr", Kapitel 78 "Post- und Telegraphenver­
waltung" und Kapitel 79 "Österreichische Bundes­
bahnen" des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1982 am 24. November 1981 unter dem Vorsitz des 
Obmannstellvertreters Abgeordneten P f e i fe r in 
Verhandlung genommen. 

Mit Gesamtausgaben in der Höhe von 65.026,8 
Millionen Schilling und Gesamteinnahmen in der 
Größenordnung von 53.013,3 Millionen Schilling 
wird in dieser Beratungsgruppe über etwa 17,7 % 
der gesamten Ausgaben und 17,1 % der gesamten 
Einnahmen des Bundeshaushaltes für das Jahr 1982 
entschieden. 

Kapitel 65: Verkehr 

Im Kapitel 65 sind die Ausgaben und Einnahmen 
der Zentralleitung sowie der nachgeordneten 
Dienststellen des Bundesministeriums für Verkehr 
veranschlagt. Erstmals wird bei diesem Kapitel 
auch der bisher zu Lasten des Kap. 53 "Finanzaus­
gleich" geleistete Bundesbeitrag für den U-Bahnwil 
des Schienenverbundes vorgesehen. Der Aufgaben­
bereich des Ministeriums umfaßt die Angelegenhei­
ten 

der Schienenbahnen, 

der Seilbahnen und Schlepplifte, 

der Post- und Telegraphenverwaltung, 

des Kraftfahrwesens und der Straßenpolizei, 

der See- und Flußschiffahrt, 

des zivilen Luftverkehrs, 

des gewerblichen Personen- und Güterverkehrs 
einschließlich der gewerblichen Beförd~rung von 
Gütern in Rohrleitungen (mit Ausnahme der Was­
serleitungsangelegenheiten), 

die Beförderung von Personen und Gütern 1m 
Werksveikehr 

sowie die Wahrnehmung des gesetzlichen Dienst­
nehmerschutzes für die Bediensteten der aufgezähl­
ten Verkehrsbereiche mit Ausnahme der Bedienste­
ten bei den Schleppliften. 

Weiters fallen die allgemeine VerkehrsIörderung, 
insbesondere hinsichtlich der Seilbahnen und 
Schlepplifte, sowie die Förderung der nicht bundes­
eigenen Schienenbahnen in die Kompetenz des 
Bundesministeriums für Verkehr. 

Die Regierungsvorlage enthält 1m Kapitel 65 
"Verkehr" 

Ausgaben in der Größenordnung von 5.643,483 
Millionen Schilling,' . 

denen Einnahmen in Höhe von 327,328 Millio­
nen Schilling 
gegenüberstehen. 

Kapitel 78: Post- und Telegraphenverwaltung 

Bei 'Kapitel 78 "Post- und Telegraphenverwal­
tung" sind für das Jahr 1982 im Grundbudget 
Gesamtausgaben in der Höhe von 28.127,138 Mil­
lionen Schilling und Einnahmen in der Höhe von 
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30.170,890 Millionen Schilling veranschlagt. Die 
Gegenüberstellung der Betriebsausgaben und der 
Betriebseinnahmen ergibt einen Überschuß von 
2.043,752 Millionen Schilling. 

Gegenüber dem Grundbudget des Bundesvoran­
schlages 1981 sind Ausgabenerhöhungen von insge­
samt 2.248,056 Millionen Schilling vorgesehen. 
Dieser Betrag ergibt sich als Summe der Ausgaben­
erhöhung im Personalaufwand um 1.319,890 Mil­
lionen Schilling und der Ausgabenerhöhung im 
Sachaufwand um 928,166 Millionen Schilling .. 

Von <;fen Mehrausgaben im Personalaufwand 
entfallen'auf den Titel 

1/781 "Personalaufwand, Gene­
raldirektion für die Post­
und Telegraphenverwal-
tungH 

............. .. .. 10,140 Mill S 
und auf den Titel 
1/782 "Person~laufwand, Post-

und Telegraphenanstalt" . 1.309,750 Mil!. S 

Die Mehrausgaben beim Titel 1/782 betreffen 
mit 1.023,330 Mill. S den Ansatz 1/78200 ,,Aktivi­
tätsaufwand" und mit 286,420 Mil!. S den 
Ansatz 1/78210 "Pensionsaufwand" . 

Die Mehrausgaben im Sachaufwand gegenüber 
dem Bundesvoranschlag 1981 in Höhe von 928,166 
Millionen Schilling ergeben sich aus der Saldierung 
der Mehrausgaben von insgesamt 995,522 Millio­
nen Schilling bei den Ansätzen 

1/78325 "Förclerungsausgaben 
(D)".. .. ..... . . . . . .. 18,150 Mill. S 

1178347 ,,Aufwendungen 
(gesetz!. VerpfI.)" , . . . . 70,104 Mil!. S 

1/78358 ,,Aufwendungen" ..... 346,268 Mil!. S 
1/78373 ,,Anlagen nach Maß-

gabe ,zweckgebundener 
Fernsprechgebühren" .. 561,000 Mill. S 

~nd der Minderausgaben von insgesamt 67,356 
Millionen Schilling bei den Ansätzen 

1/78303 "Fernmeldeanlagen" .. . 
1178313 "Sonstige Anlagen" .. . 
1/78336 "Förderungsausgaben" . 
1/78364 "Überweisung von 

Zuschlagserlösen nach 
Maßgabe zweckgebun­
dener Einnahmen" .... 

1/78385 "Hilfsfonds der PuFM­
Bediensteten, zweckge­
bundene Gebarung, 

Förderungsausgaben 
(D)" . " ............ . 

1/78388 "Hilfsfonds der PuFM­
Bediensteten, zweckge­
bundene Gebarung, 
Aufwendungen" 

0,0?9 Mill. S 
55,190 Mil!. S 

2,762 Mill. S 

7,400 Mill. S 

0,010 Mil!. S 

1,895 Mil!. S 

Kapitel 79: Österreichisehe Bundesbahnen 

Der Bundesvoranschlag 1982 sieht bei Kapitel 79 
"Österteichische Bundesbahnen " Betriebsausgaben 
in Höhe von 29.704,000 Millionen Schilling und 
Betriebseinnahmen von 22.352,000 Millionen Schi 1-
lingvor. 

Der kassenmäßige Betriebsabgang wird mit 
7.352,000 Millionen Schiliing ausgewiesen. 

Von den Betriebsausgaben entfallen bei unverän­
dertem Stellenplan 17.765,000 Millionen Schilling 
oder 59,8 % auf den Personalaufwand und 
11.939,000 Millionen Schilling oder 40,2 % auf den 
Sachaufwand. . 

Die Betriebseinnahmen betreffen mit 19;060,000 
Millionen SChilling bzw. 85,2 % die Verkehrsein­
nahmen und mit 3.292,000 Millionen Schilling bzw. 
14,8 % die sonstigen Ansätze. Im Rahmen der 
"Sonstigen Gebaflmg" sind bei den Ansätzen 
"Güterbahnhof Wolfurt", "Nahverkehr" und 
"N ahverkehr-Schienenverbundvertrag" Ausgaben 
von 1.552,000 Millionen Schilling und Einnahmen 
von 163,000 Millionen Schilling veranschlagt. Für 
die Erneuerung bestehender Anlagen bzw. für Inve­
stitionen enthält <;las Grundbudget eine Vorsorge in 
Höhe von 5.070,000 Millionen Schilling. 

Für alle drei Budgetkapitel der Beratungsgruppe 
X sind im Konjunkturausgleich-Voranschlag Aus­
gabenbeträge eingesetzt; 

Beim Kapitel 65 handelt es sich um 78,6 Millio­
nen Schilling, die insb~sondere für Investitionen in 
den Aufgabenbereichen des Bundesamtes für Zivil­
luftfahrt und des Amtes für Schiffahrt sowie für 
Investitionszuschüsse an die Halter von Zivilflug­
plätzen, an nicht bundeseigene Haupt- und Neben­
bahnen sowie für Projekte im Bereich der Ver­
kehrsförderung vorgesehen sind; 

beim Kapitel 78 "Post- und Telegraphenverwa:\.; 
tung" um 95,460 Millionen Schilling für sonstige. 
Anlagen (Ansatz 1/78313), davon in der Stabilisie­
rungsquote 68,460 Millionen Schilling und in der 
Konjunkturbelebungsquote 27,000 Millionen Schil­
ling; 

beim Kapitel 79 "Österreichische Bundesbab.­
nen" um 1.489,0 Millionen Schilling, die beim 
Ansatz ,,Anlagen" Verwendung finden. 

In der Debatte, die sich an die Ausführun.gen des 
Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten Dipl.-Kfm. Gor ton, Pr e c h t I, 
Pro b s t, Dipl.-Kfm.· DDr. Kö n i g; Josef 
S chi a ger, G las e r, R 0 p per t, La n d -
g r a f, W im m e r s be r ger, H i e t I, Ing. 
N e d w e d, Neu man n, Re ich t, Keil e r, 
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Dr. L e n z i und Pis chi das Wort. Die aufge­
worfenen Fragen wurden durch den Bundesmini­
ster für Verkehr Lau sec k er beantwortet. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der in der 
Beratungsgruppe X zusammengefaßten Kapitel 
unverändert mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Wanda BrQnner 

Spezialberichterstatter 

Dem Kapitel 65: Verkehr, 

dem Kapitel 78: Post- und Telegraphenverwal­
tung und 

dem Kapitel 79: Österreichische . Bundesbahnen 

samt den dazugehörenden Teilen des Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1981 (815 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien,19811127 

Mühlbacher 

Obmann. 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV.GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (815 und 
Zu 815 der Beilagen): Bundesfinalllzgesetz für das Jahr 1982 samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 
Kapitel 51: Kassenverwaltung . 
Kapitel 52: Öffentliche Abgaben 
Kapitel 53: Finanzausgleich 
Kapitel 54: Bundesvermögen 
Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 
Kapitel 56: Familienlastenausgleich 
Kapitel 57: Staatsvertrag 
Kapitel 59: Finanzschuld 
Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol) 
Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 
Kapitel 76: Hauptmünzamt 

Der Fmanz- und Budgetausschuß' hat die in der 
Beratungsgruppe XI zusammengefaßten Kapitel 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 in sei­
ner Sitzung am 27. November 1981 in Verhand­
lung gezogen. 

Die Gruppe Finanzen I,Imfaßt 12 Kapitel. Im 
Grundbudget 1982 sind für diese Gruppe Ausgaben 
in Höhe von rund 138,7 Mrd. S oder über 37 % der 
Gesamtausgaben des Bundes und Einnahmen in 
Höhe von rund 227,2 Mrd. S oder fast drei Viertel 
der gesamten erwarteten Einnahmen des Bundes 
vorgesehen. 

1. Kapitel 50 "Finanzverwaltung" 

Kapitel 50 beinhaltet den Personal- und Sachauf­
wand und die Einna.hmen des Bundesministeriums 
für Finanzen, der Finanzlandesdirektionen ein­
schließlich der Finanz- und Zollämter, der Finanz­
prokuratur, des Hauptpunzierungs- und Probier­
amtes, des Bundesrechenamtes sowie die Kosten 
für Personal des Österreichischen Postsparkassen­
amtes und der Österreichischen Salinen AG. 

Im Bundesvoranschlag 1982 sind Ausgaben in 
Höhe von 8 357 Mil!. S gegenüber 9683 Mil!. S im 
Bundesvoranschlag 1981 und Einnahmen in Höhe 
von i 436 Mil!. S gegenüber 2983 Mill. S im Jahre 
1981 vorgesehen. 

2. Kapitel 51 "Kassenverwaltung" 

Bei diesem Kapitel sind Ausgaben in Höhe von 
3 402 Mill. S und Einnahmen in Höhe von 
2 646 Mil\. S vorgesehen. 

Die Erhöhung bei den Ausgaben ergibt sich 
durch eine höhere Pauschalvorsorge. Die Einnah­
menerhöhung ist durch eine höhere V eranschla­
gung von Entnahmen aus Rücklagen bedingt. 

Weiters wird hier für die Ausgaben und Einnah­
men im Effekten- und Geldverkehr des Bundes vor­
gesorgt. 

3. Kapitel 52 "Öffentliche Abgaben" 

Die Bruttoeinnahmen an Öffentlichen Abgaben 
für das Jahr 1982 werden mit 281,8Mrd.S 
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geschätzt, von welchen dem Bund 173,5 Mrd, S 
verbleiben. 

Den Einnahmenschätzungen wurde ein nominel­
les Wachstum des Bruttoinlandsproduktes von 
7,5 % zugrunde gelegt. 

4. Kapitel 53 "Finanzausgleich" 

Ausgehend von den geltenden finanzausgleichs­
rechtlichen Bestimmungen sind hier die Leistungen 
und Zuschüsse an Länder und Gemeinden und die 
damit zusammenhängenden Einnahmen veran­
schlagt. 

Für das Jahr 1982 sind Ausgaben in Höhe von 
2 511 MilL S und Einnahmen In Höhe von 
J 034 MilL S veranschlagt. 

5. Kapitel 54 "Bundesvermögen" 

Bei diesem Kapitel werden die Ausgaben und, 
Einnahmen des Bundes im Zusammenhang mit 
Kapitalbeteiligungen und Darlehen, an Unterneh­
mungen an denen der Bund beteiligt ist, sowie Haf­
tungsübernahmen und besonderen Zahlungsver­
pflichtungen veranschlagt. 

Die Ausgaben für das Jahr 1982 sind in Höhe 
von 7248 Mill. S und die Einnahmen in Höhe von 
7532 Mill. S vorgesehen. 

6. Kapitel 55 "Pensionen (Hoheitsverwaltung)" 

Beim gegenständlichen Kapitel werden die Pen­
sionen für Bedienstete der Hoheitsverwaltung, die 
Ersätze für Pensionen der Landeslehrer, die Pen­
sionen für sonstige Bedienstete, Geldaushilfen, der 
Beitrag des Bundes zum Pensionsaufwand der 
Österreichischen Bundesbahnen sowie die damit im 
Zusammenhang stehenden Einnahmen des Bundes 
veranschlagt. 

Der Bundesvoranschlag 1982 sieht Ausgaben in 
Höhe von 24376 MilL S und Einnahmen in Höhe 
von 2 420 MilL S vor. 

Die Mehrausgaben gegenüber 1981 betragen 
rund 1 756 Mil!. S. Davon betragen die Mehrausga­

,ben bei den Pensionisten der Hoheitsverwaltung 
rund 1 020 Mill. 5, bei den Kostenersätzen für Pen,­
sionen der Landeslehrer 325 Mil!. 5. Für die Pen­
sionen für sonstige Bedienstete sind Mehrausgaben 
in Höhe von 17 Mil!. S und für die Pensionen der 
Österreichischen Bundesbahnen solche' in Höhe 
von 394 Mil!. S vorgesehen. 

Die Einnahmen sind um rund 531 Mill. 5 höher 
veranschlagt als im Jahre 1981. 

7. Kapitel 56 "Familienlastenausgleich" 

1982 sind Ausgaben und Einnahmen in Höhe 
von 33 316 Mill. 5 veranschlagt. 

Der sich 1982 ergebende Abgang des Ausgleichs­
fonds für Familienbeihilfen in Höhe von' rund 
3 326 Mil!. S wird aus dem Reservefonds ersetzt. 

8. Kapitel 57 "Staatsvertrag" 

Hier sind für 1982 Ausgaben in Höhe von 
302 Mil!. S und Einnahmen in Höhe von 49 Mill. 5 
veranschlagt. 

9. Kapitel 59 "Finanzschuld" 

Die Ausgaben des Bundes für die Finanzschuld 
sind für 1982 in H'öhe von 55 858 Mil!. S, somit mit 
9 371 Mill. S mehr als 1981, veranschlagt. ' 

Das Mehrecfordernis ist durch höhere A~fwen­
dungen für Zinsen (6538 MilL 5) und Kapitalrück­
zahlungen (2 833 Mil!. 5) bedingt. 

10. Kapitel 74 "Glücksspiele (Monopol)" 

Den Betriebsausgaben in Höhe von rund 
2 117 Mill. S stehen Betriebseinnahmen in Höhe 
von rund 2 319 Mill. S gegenüber. Der Monopolet­
trag wird daher beinahe 202 Mill. S betragen und 
rund 62 Mil!. 5 über dem des Bundesvoranschlages 
198 1 lieger!. 

11. .{{apitel 75 "Branntwein (Monopol)" , 
Im Bundesvoranschlag 1982 sind Betriebsausga­

be'n in Höhe von 460 Mi!!. 5 und -einnahmen in 
Höhe von 1 091 Mill. 5 veranschlagt. Der' Mono­
polertrag wird daher631 Mi!!. 5 betragen. 

Der gegenüb~r 198 r um etwa 4 Mi!!. S geringere 
Monopolertrag ist auf höhere Ausgaben für 
Branntweinübernahme und 5piritusraffination und 
auf höhere Aufwendungen für Energiebezüge 
zurückzuführen, denen eine geringere Spiritusab­
satzerwartung gegenübersteht. Trotz der beabsich­
tigten Erhöhung der Verkaufspreise werden daher 
die Betriebseinnahmen mit 1,2 % weniger steigen 
als die Betriebsausgaben mit 3,8 %. 

t 2. Kapitel 76 "Hauptmünzamt" 

Bei diesem Kapitel sind 1982 Betriebsausgaben in 
Höhe von rund 484 Mil!. Sund Betriebseinnahmen 
in Höhe von rund 593 Mill. S veranschlagt. 

Der Betriebsüberschuß beträgt daher rund 
109 Mil!. 5 und liegt daher um rund 70 Mil!. 5 über 
aern Voranschlag des Jahres i 981. 

Die wesentlichen Veränderungen gegenüber dem 
Bundesvoranschlag 1981 resultieren aus dem 
Münzprägeprogramm und aus den niedrigeren 
Ankaufspreisen für Münzsilber. 

In der Debatte 'ergriffen di~ Abgeordneten 
San d m eie r, P f ei f er, Dip!.-Kfm. Bau e r,. 
Dr. Marga Hub in e k, Te s chI, Dipl.-Kfm. 
DDr. König, Kern, Dr. Pelikan, Dipl.-Ing. 
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Dr. Z i t t m a y r, Dr. No w 0 t n y, Dip!.-Kfm. 
Dr. S te i d I und Dr. Fe urs t ein das Wort. 

dem Kapitel 52: Öffentliche Abgaben, 
dem Kapitel 53: Finanzausgleich, 
dem Kapitel 54: Bundesvermögen, 

3 

Bundesminister für Finanzen Dr. S a Ich e rund 
Staatssekretär Elfriede Kar I nahmen zu den in 
der Debatte aufgeworfenen Fragen Stellung. 

dem Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung), 
dem Kapitel 56: Familienlastenausgleich, 

Bei der Abstimmung wurden die finanzgesetzJi­
ehen Ansätze der in der gegenständlichen Bera­
tungsgruppe zusammengefaßten Kapitel des Bun­
desvoranschlages unter Berücksichtigung von 
Abänderungsanträgen der Abgeordnet~n -P fe i -
fe r bzw. Te s chI, Dip!.-Kfm. Dr. S te i d I, 
Dip!.-Kfm. Bau e r - hinsichtlich des Antrages 
der Abgeordneten Te s chi, Dip!.-Kfm. Dr. 
S t eid I und Dip!.-Kfm. Bau e reinstimmig -
im übrigen mit Stimmenmehrheit angeno"mmen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel SO: Finanzverwaltung, 
dem Kapitel 51 : Kassenverwaltung, 

Tirnthal 

Spezialberichterstatter 

dem Kapitel 57: Staatsvertrag, 
dem Kapitel 59: Finanzschuld, 
dem Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol), 
dem Kapitel 75: Branntwein (Monopol) und 
dem Kapitel 76: Hauptmünzamt 

samt dem zum Kapitel SO gehörenden Teil des 
Konjunkturausgleich-Voranschlages des Bundes­
voranschlages für das Jahr 1982 (815 der Beila- • ~ 
gen) mit den, angeschlossenen Abä.n- /. 
der u n gen wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 1127 

Mühlbacher 

Obmann 

Abänderungen 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages für 1982 in 815 der Beilagen 

1. 
Finanzgesetz­
licher Ansatz 

Aufgaben­
bereich 

Bezeichnung von 
abzuändern um 

Schilling 
(in Mill. Schilling) 

auf 

1151816 43 Pauschal';orsorge für Sach­
aufwand; Förderungsausga­
ben so 000 -3100 46900 

Außerdem sind die durch diese Änderung bedingteri Betragsänderungen auch in den in der Anlage I 
sowie I a, I b und I c enthaltenen Summenbeträgen entsprechend zu berücksichtigen. . 

2. Weiters ist auf Seite 87 

a) in den Spalten Bundesvoranschlag 1982 - Laufende Einnahmen und Summe beim Ansatz 
2/52434/43 "Mineralölsteuer" der Ansatzbetrag von 2 000,000 Mil!. S um 0,001 Mil!. Sauf 
,,1999,999" Mil!. S und beim Ansatz 2/52~40/32 "Bundesmineralölsteuer (zweckgebundene Ein­
nahmen)" der Ansatzbetrag von 13550,000 Mil!. S um 0,001 Mil!. Sauf ,,13 549,999" Mil!. S zu 
berichtigen, 

und ' 
b) nach dem Ansatz 2/52440/32 "Bundesmineralölsteuer" sind folgende Ansätze mit einem Betrag 

von 0,001 Mil!. S in den Spalten Bundesvoranschlag 1982 ~ Laufende Einnahmen und Summe 
anzufügen: 
,,2/52441132 Mineralölsteuer-MinStG 1981 (zweckgebundene Einnahmen) 1) 

2/52444/43 Mineralölsteuer-MinStG 1981" 

sowie auf Seite 106 in den Fußnoten 2) bis 8) und auf Seite 108 in der Fußnote 1) jeweils der Ausdruck 
". , . beim Ansatz 2/52440 , , ." durch den Ausdruck " .. , bei den Ansätzen 2/52440 und 2/52441 ... " 
zu ersetzen und auf Seite 144 in der Fußnote 2) nach 2/52440 ,,2/52441," einzufügen. 
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900 der Beilagen zu den Steno graphischen ProtokQllen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierung'svorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das J ahc 1982 

. s'amt Anlagen 

Spezialbericht ZU BeratungsgruppeXII 

Kapitel 40: Militärische Angelegenheiten 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das Kapitel 
40 des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 in 
seiner Sitzung am 17. November 1981 in Verhand­
lung gezogen. 

In der Regierungsvorlage zum Bundesfinanzge­
setz für das Jahr 1982 sind im Grundbudget der 
Landesverteidigung Ausgabenbeträge in der Höhe 
von 13 422 490 000 S vorgesehen. Gegenüber de~ 
Voranschlagsziffer des Jahres 1981 von insgesamt 
12 227 095 000 S hat sich der Gesamtaufwand beim 
Kapitel 40 um 1 195 395 000 S erhöht. Diese Erhö­
hung betrifft hauptsächlich den Personalaufwand 
mit rund 390 000 000 S, die Aufwendungen 
(Gesetzliche Verpflichtungen) mit rund 
215 000 000 S. sowie die Aufwendungen mit rund 
580000 000 S. 

In der Stabilisierungsquote des Konjunkturaus­
gleich-Voranschlages für das Jahr 1982 sind Ausga­
ben in der Höhe von 750 000 000 S vorgesehen; die 
Stabilisierungsquote des Jahres 1981 war mit 
658 40P 000 S veranschlagt. 

An Einnahmen sind im Jahre 1982 475 888 000 S 
vorgesehen; diese sind gegenüber der Voran­
schlagsziffer des Jahres 1981 um 79 224 000 S 
höher geschätzt. 

Der V oranschb.g g!i~dert sich: 

Titel 11400 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Beim Titel 1 1400 ist der Aufwand für das Bun­
desministerium für Landesverteidigung(Zentral­
stelle) veranschlagt: 

Personalaufwand (Ansatz 1 140000) . 418 025 000 S 
Anlagen (Ansatz 1 140003) . . . . . . . .. 5 406 000 S 
Bezugsvorschüsse (Ansatz 1140005). 67574000 S 

, Förderungsausgaben (Ansatz 
1140006) , .. ... . . . . .. . . . .. . . . . 1551000 S 

Aufwendungen (Gesetzliche Ver-
pflichtungen) (Ansatz 
1140007) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 12741000 S 

Aufwendungen (Ansatz! /40008) . .. 56 500 000 S 

Das Mehrerfordernis beim Personalaufwand 
(Ansatz 1140000) im Jahre 1982 gegenüber dem 
Voranschlag 1981 in der Höhe von 30 399 000 S ist 
vor allem auf die Vorsorge für Beförderungen und 
V orrückungen zurückzuführen. 

Der Mehraufwand bei den Anlagen ist auf die 
Kosten für die Einrichtung des Lagerraumes für 
den Leitungsstab/BML V zurückzuführen: 

Die Förderungsausgaben wurden gegenüber dem 
Vorjahr um 10% geringer gehalten. Die mit 
500 000 S dotierte zweckgebundene Post für die 
Vereinigten alt-österreichischen Militärstiftungen 
~ann nur nach Maßgabe der korrespondierenden 
Einnahmeposten beim Ansatz 2140000 "Zweckge­
bundene Einnahmen" verausgabt werden. 

An Bezugsvorschüssen für aktive Bundesbedien­
stete werden im Jahre 1982 67574000 S (1981 
waren es 61 000000 S) bereitgestellt. Für dIe 
Wohnraumbeschaffung werden im Einzelfall Vor­
schüsse bis zum Betrag von 80 000 S gewährt. 

Der Mehraufwand beim Ansatz 1140008 (Auf­
wendungen) ergibt sich vor allem aus gestiegenen 
Kosten für Leistungen der Post (die bisher vom 
Bundesministerium für Finanzen getragenen Über­
weisungsspesen für Zahlllngs- und Verrechnün3s­
aufträge werden zum ho. Ansatz überstellt), erhöh­
tem Bedarf der Heeresdruckerei zur Herstellung 
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von Druckwerken für die Zentralstelle (betroffen 
ist insbesonder~ die Post "Roh- und Hilfsstoffe"), 
der Erhöhung der Auslandzulagen für Militäratta­
ches und deren Gehilfen sowie aus den gestiegenen 
Kosten für Energiebezüge. 

Da die Brennstoffkosten künftighin von der Bun­
desgebäudeverylaltung 11 beglichen und nachträg­
lich dem ho. Ressort zur Verfügung vorgeschrieben 
werden, wurden die Brennstoffkosten bei der neu­
eröffneten Post "Vergütungen an die BGV -
Heizkosten" veranschlagt. 

Einige, den Sachaufwand der elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen betreffende Verrech­
nungsposten mußten ebenfalls angehoben werden. 

Bei der Post "Repräsentationsausgaben" wurden 
die voraussichtlichen Erfordernisse für einzelne 
Repräsentationsveranstaltungen im Jahre 1982 
erhoben und entsprechend veranschlagt. 

Titel 1/401 

Heer und Heeresverwaltung 

Dieser Titel beinhaltet den Aufwand für das 
Heer und die Heeresverwaltung: . 
Persorialaufwand (Ansatz 

1140100) ......... . . . . . . . .. 4610824 000 S 
Liegenschaftsankäufe (Ansatz 

1/40103) .................. 12953000 S 
Aufwendungen (Gesetzliche ' 

Verpflichtungen) (Ansatz 
1140107) .................. 1980887000S 

Aufwendungen (Ansatz 
1/40108) ...... : ........... 6204460000 S 

Das Mehrerfordernis beim Personalaufwand i~ 
Jahre 1982 gegenüber dem Jahre 1981 in der Höhe 
von 356 210 000 S ist auf die hinzugekommenen 
334 Planstellen sowie auf die Vorsorge für Beför­
derungen und Vorrückungen zurückzuführen. 

Ansatz 1/40103 

Liegenschaftsankäufe 

Dieser Ansatz wurde gegenüber dem Vorjahre 
um 5 000 000 S erhöht. Der hier veranschlagte 
Betrag ist für die Arrondierung von Schieß- und 
ÜbungsplätZen vorgesehen. 

Ansatz 1/40107 

Aufwendungen (Gesetzliche Verpflichtungen) 

Die Ausgaben dieses Ansatzes im Betrage von 
1 9~0 887 000 S erhöhen sich gegenüber dem Jahre 

1981 um 213 981 000 S, was vor allem auf die 
höheren Ausgaben für das Taggeld, die Überbrük­
kungshilfe, Prämien, Entschädigungen für Waffen­
übungen, Heilungskosten für Wehrpflichtige, 
Umschulungsbeihilfen sowie Geldleistungen für 
Auslandeinsätze zurückzuführen ist. Den Berech­
nungen hiefür wurden die höheren Einberufungs­
zahlen zum Grundwehrdienst und zu den Waffen­
übungen, das steigende Durchschnittsalter der 
Waffenübenden, die Anhebung der Übungstage, 
das zunehmende Interesse für Berufsfortbildung, 
die Steigerung der Kosten für Heilmittel und Tarife 
bei Bahn und öffentlichen Verkehrsmitteln sowie 
die Lohnsteigerungen in der Privatwirtschaft 
zugrunde ~elegt. 

Ansatz 1/40108 

Aufwendungen 

Gegenüber dem Voranschlag des Jahres 1981 
wurden bei diesem Ansatz 576452000 S mehr ver­
anschlagt. 

Im wesentlichen sind durch den bei diesem 
Ansatz veranschlagten Betrag sowohl der Betrieb 
des Bundesheeres als auch die Instandsetzung des 
.eingesetzten Gerätes gewährleistet, wobei die Preis­
steigerungen am Dienstleistungssektor sowie bei 
Ersatzteilen und Betriebsmitteln nur zum Teil 
Berücksichtigung gefunden haben. 

Die Beschaffung von Investitionsgütern konzen­
triert sich auf jene Teilgebiete, bei denen in erster 
Linie Beschaffungen zum Erhalt. des derzeitigen 
Kampfwertes (IST-Stand) als auch solche, die der 
Auffüllung bereits bestehender oder unmittelbar 
vor der Aufstellung befindlichen Einheiten, vor 
allem der Landwehr, dienen, erforderlich sind. Hier 
sei vor allem auf die Bereitstellung von Mitteln für 
die Bewaffnung der Infanterie, für die vermehrte 
Beschaffung von Bekleidung und Mannesausrü­
stung, für die Fortsetzung der Panzerhaubitzenbe­
schaffung und der Arbeiten am Projekt GOLD­
HAUBE sowie die Beschaffung von österreichi­
schen Fernsprechern und Funksprechgeräten für 
gepanzerte F~hrzeuge hingewiesen. 

Im Bereiche der Infrastruktur werden die Bestre­
bungen zum Ausbau der Schieß- und Übungsplätze 
in Abstimmung auf das militärische Bauprogramm 
des Bundesministeriums für Bauten und Technik 
und unter Bedachtnahme auf die neue Heeresor­
ganisation fongesetzt. 

Im Rahmen des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages für das Jahr 1982 wurde mit einem Betrag 
von 750000000 S in der Stabilisierungsquote und 
250 000 000 S in der Konjunkturbelebungsquote 
Vorsorge getroffen, um Anschaffungen, vor allem 
auf dem Sektor der Fahrzeug-, Textilindustrie und 
der Bauwirtschaft, kurzfristig realisieren zu kön­
nen. 
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Titel 1/404 

Heeresgeschlchtliches Museum.; Militärwissen­
schaftliches Institut 

I 

Beim Titel 404 wird der Bedarf des Heeresge­
schichtlichen Museums, Militärwissenschaftliches 
Institut, wie folgt veranschlagt: 
Personalaufwand (Ansatz 1140400). 20 285 000 S 
Anlagen (Ansatz 1140403). . . . . . . . . 620000 S 
Al,lfwendungen (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) (Ansatz 
1140407) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 124000 S 

Aufwendungen (Ansatz 1140408) . . . 2 822 000 S 

. Der Mehra~fwand bei den Personalkosten ergibt 
sich durch die Vorsorge für Beförderungen und 
V orrückungen. 

Titel 1/405 

Heeres- Land- und Forstwirtschaftsbetrieb 
ALLENTSTEIG 

Die Ansätze des Titels 405 sind für die Verrech­
nung der Gebarung· der auf dem Truppenübungs­
platz ALLENTSTEIG befindlichen betriebsähnli­
chen Einrichtung vorgesehen. . 

Der Heeres-Land- und Forstwirtschaftsbetrieb 
ALLENTSTEIG erhält sich selbst. Die hier vorge­
sehenen Ausgaben können nur nach Maßgabe der 
Einnahmen getätigt werden. 

Weinberger 

Spezialberichterstatter 

Der Garnisonsüb~ngsplatz TREFFLING ist hin­
sichtlich der la'nd- 'und forstwirtschaftlichen Bewirt­
schaftung dem Heeres-Land- und Forstwirtschafts­
betrieb ALLENTSTEIG angegliedert. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen des 
Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten Kr a f t, Mon d I, Dipl.-Vw. J () s­
sec k, K 0 p p e n s t ein e r, Fis t e r, Elisabeth 
Schmidt, Roppert, Dipl.-Kfm. Gorton, 

. Dr. Ermacora, Heigl, Dipl.-Kfm. Löffler 
und B r e i t e n e der das Wort. 

Die aufgeworfenen Fragen wurden durch den 
Bundesminister für Landesverteidigung R ö s c h 
beantwortet. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe XII unverändert mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

,Dem Kapitel 40: Militärische Angelegenheiten 
samt dem dazugehörenden Teil des Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1982 (815 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (815 und 
Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für, das Jahr 1982 samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XIII 

Kapitel 64: Bauten und Technik 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in der 
Beratungsgruppe XIII enthaltene Kapitel 64 "Bau­
ten und Technik" des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1982 in seiner Sitzung am 17. November 1981 
in Verhandlung gezogen. 

Kapitel 64 
Bauten und Technik 

Bei Kapitel '64 "Bauten und 
Technik" sind für das Jahr 1982 
im G run d b u d g e. t Ausga-
ben in der Gesamthöhe von. . .. 24 501 311 000 S 
vorgesehen. 

Der Per s 0 n a lau f w a n d 
des Ressorts beträgt ..... ': . . . . 1 512 450 000 
er ist gegenüber dem Jahre 1981 
um .. , ........... , .. , , . : . . . 86750 000 S 
höher veranschlagt. 

Der S ach auf w a n d beläuft 
sich auf . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 22988 861 000 S 
was gegenüber dem Jahre 1981 
eine Erhöhung um . . . . . . . . . . . 679 443 000 S 
bedeutet. 

Die Ein nah m e n wurden 
mit insgesamt ............. , . 4 172 591 000 S 
vorgeschätzt, sie sind somit um . 153280000 S 
gegenüber dem Vorjahr höher veranschlagt. 

Außer diesen Krediten im Grundbudget sind für 
den Fall, daß die wirtschaftliche Entwicklung des 
Jahres 1982 es erfordert, in der S tab i I i sie -
run g s q u 0 t e des Konjunkturausgleich-V oran-

schlages, für das Kapitel 64 zusätzliche Kredite in 
Höhe von insgesamt 1 000 000 000 S vorgesehen. 
Für den Fall einer 'notwendigen Konjunkturbele­
bung enthält die K 0 n j unk t u r bel e b u n g s -
q u 0 t e des Konjunkturausgleich-Voranschlages 
für das Kapitel 64 noch weitere Kredite in der 
Gesamthöhe von 980 000 000 S. 

Der Veranschlagung des Per s 0 n a lau f -
wa n des, welcher rund 6,2% des Ressort-Grund­
budgets in Anspruch nimmt, sind im Jahre 1982 ins­
gesamt 6756 Planstellen' zugrunde gelegt, das sind 

. um 9 Planstellen weniger .als im Vorjahr. Diese 
Verminderung von Planstellen setzt sich einerseits 
durch 'eine Erhöhung beim Personalstand der 
Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltung (11) 
und andererseits durch Verminderungen bei den 
Personalständen der Zentralleitung (1), der Bun­
desversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal (1), 
der Bäder (5), des Bundesstrombauamtes (6) und 
des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen 
(7) zusammen. 

Die Erhöhung des Personalaufwandes ist daher 
faktisch nur auf die mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 
1982 in Kraft tretende Bezugserhöhung und auf die 
laufenden Beförderungen und Vorrückungen 
zurückzuführen. 

Zu den Ausgabenansätzen des S ach auf -
w a n des ist folgendes zu bemerken: 

Auf Grund einer Änderung im Ansatzsystem für 
die Bundesstraßenverwaltung, die über Wunsch des 
Rechnungshofes im Einvernehmen mit dem Bun" 
des ministerium für Finanzen ab dem 1. Jänner 1982 
zur Anwendung kommt, sind die für das Jahr 1982 
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ausgewiesenen Ansatzbeträge, die im wesentlichen 
gegenüber dem Vorjahr gleichgeblieben sind, mit 
den im Jahre 1981 veranschlagt gewesenen Beträ­
gen nicht vergleichbar. 

Für den Bundeshochbau sind einschließlich der 
Liegenschaftsverwaltung und der Liegenschaftsan­
käufe um rund 560 Mil!. S mehr veranschlagt als im 
Vorjahr. 

Der Konjunkturausgleich-Voranschlag 1982 ent­
hält darüber hinaus in der S tab i li sie run g s -
q u 0 t e ' Anlagenkredite in Höhe von 
514 000 000 Sund Aufwandskredite von 
286000000 $, die für den Bundeshochbau vorgese­
hen sind. Die K 0 n j unk t u r bel e b u n g s -
q u 0 t e sieht' Anlagenkredite in Höhe von 
356000000 Sund Aufwandskredite von 
244 000 000 S vor, die ebenfalls für den Bundes­
hochbau bestimmt sind. 

Der Beitrag zum Wasserwirtschaftsfonds wurde 
gegenüber 1981 um rund 93,3 Mill. S erhöht, wobei 
im Konjunkturausgleich -Voranschlag in der 
S tab i 1 i sie run g s q u 0 t e weitere Förderungs­
kredite in Höhe von 200 000 000 S und in 
der K 0 n j unk t u rb eie b u n g s q u 0 t e von 
380000000 S für den Wasserwirtschaftsfonds ent-
halten sind. . 

Die übrigen Ansätze des Ressorts für den Sach­
aufwand sind im Vergleich zum Vorjahr, von eini­
gen Verschiebungen abgesehen, ungefähr gleich 
hoch. 

Die E i nn ahm endes Bautenressorts sind für 
das Jahr 1982 um rund 153,3 Mill. S höher veran­
schlagt als für 1981. Die Erhöhungen ergeben sich 

ModI 

Spezialberichtersta~ter 

durch die Umsatzsteueranteile beim Wasserwirt­
schaftsfonds mit 93,3 Mill. S, bei den Überweisun­
gen aus dem Katastrophenfonds mit 22,9 Mil!. S, 
bei der Liegenschaftsverwaltung von 30,0 Mil!. S, 
beim Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 
von 11,0 Mil!. S sowie durch eine Verminderung 
von 3,9 Mill. S bei den übrigen Ansätzen. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
DipI.-Kfm. Dr. K ei m e I, K i t t I, . Pro b s t, 
G f ö lI n e r, He sou n, L u ß man n, Josef 
S chi a ger, Dr. Pe I i k a n, Ing. Will i n ger, 
Ve t t e r, Sc h e m e r, Dr. Pu n t i garn, Hag­
s pie I und B r e i t e n e ä e r. 

Bundesminister für Bauten und Technik Se k a­
n i n a und Staatssekretär Dr. Beatrlx E y p e I -
tau er nahmen zu den in der Debatte aufgeworfe­
nen Fragen ausführlich Stellung. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe XIII unverändert mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 64: Bauten und Technik samt dem 
dazugehärenden Teil des Konjunkturausgleich­
Voranschlages des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1982 (815 der Beilagen) wird die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates xv. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 

samt Anlagen 

, 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XIV 

Kapitel 14: Wissenschaft und forschung 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die geg~n­
ständlichen Ansätze des Bundesyoranschlages für 
das Jahr 1982 in seiner Sitzung am 25. November 
1981 unter dem Vorsitz des Obmannstellvertreters 
Abgeordneten San d m eie r in Verhandlung 
gezogen. 

In dem von der Bundesregierung eingebrachten 
BV A für 1982 ist für den Bereich des BMWF -
Kap. 14 ein Gesamtausgabenrahmen von 
10174789000 S vorgesehen. Gegenüber dem BVA 
1981 von 9 247690 000 S ergibt dies eine Gesamt­
steigerung von 927099000 S oder 10,01%. 

Im einzelnen entfallen auf den Personalaufwand 
4 694 649 000 S und auf den Sachaufwand 
5480140000 S. 

Gegenüber dem BVA 1981 ergibt dies eine Stei­
gerung im Personal aufwand von 345 500 000 S 
oder 7,94% und im Sachaufwand eine Steigerung 
von 581 599000 S oder 11 ,87%. 

I 

Der Anteil des Wissenschafts- und Forschungs­
budgets am Gesamtbudget beträgt Vv"ie im 'lorjahr 
2,76%. 

Personalaufwand 

Der Personal aufwand für das Wissenschaftsres­
sort wurde für 1982 mit 4 694 649 000 S fixiert. 
Der größte Anteil hievon entfällt mit 
3770500000 S auf die Universitäten. 

Sachaufwand 

Die Budgetrichtlinien für den BV A 1982 sahen 
eine 10%ige Kürzung bei den Förderungen (ausge­
nommen Investitions- und Forschungsförderungen) 

vor; die Kre'ditmittel für den F 0 r sc h u n g s -
bio c k, das ~ind die Ansätze 1/1413 bis 111419, 
liegen über dt;n Budgetrichtlinien. 

Die Kredite des Forschungsblockes betragen fUr 
das Jahr 19821 161222 000 S. 

Der Fonds ?-ur Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung so~ie der Forschungsförderungsfonds 
der gewerblichen Wirtschaft wurden um 
13 000 000 Sbzw. 35 000 000 S gegenüber dem 
BV A 1981 aufgestockt und liegen damit bei 
176873 000 S:bzw. 283894000 S. 

I 

Die Förde~ungskredite der FOl'schungseinrich-
tungen i Ansatz 1/14166 stiegen von 
76083 000 Sauf 82 983 000 S. 

Neu aufgenommen wurde die Post 7665 "Stif­
tung Dokumelltationsarchiv" mit einem Betrag von 
1 200 000 S. . 

Die Kreditt für die Österreichische Akademie 
der Wissenschaften - Förder:ungsausgaben -
Ansatz 1/14 q6 - wurden um 8 000 000 Sauf 
115121000 S:erhöht. 

I 

Bei den Fö~derungsausgaben für Forschungsun­
ternehmungen - Ansatz 1/14196 - wurde die 
Post "Betriebskost~n des Österreichischen For­
schungszentrums Seibersdorf" um 20 000 000 Sauf 
170010000 S (das sind 13,3%) erhöht. 

Die unmittelbar für die Uni ver s i t ä t e n -
inkl. Personalaufwand -- im Kapitel 14 ausgewie­
senen Ausgab~n steigen von 5 615 190 000 S im 
Jahre 1981 auf 5 963 377 000 S im Jahre 1982; der 
gesamte Sachaufwand der Universitäten (§ 1/1420) 
ist mit 2 192 877 000 S präliminiert. Bei den Ver-
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waltungsaufwendungen steigen vor alfem die 
Unterrichts- : und Forschungserfordernisse von 
186000000 Sauf 206000000 S bzw. 10,8%. 

Für das Universitätszentrum Wien-Althanstraße, 
welches die Wirtschafts universität Wien und das 
Zoologische Institut der Universität Wien aufneh­
men soll, ist im Haushaltsjahr 1982 ein Betrag von 
346840000 S bei Ansatz1l14108 vorgesehen, da 
ab diesem Jahr die Rückzahlungsquote nach den 
tatsächlichen Baukosten berechnet wird. 

Im Bereich der W iss e n s c h a f tl ich e n 
Ans tal t e n wurde für den Vollzug des Lager­
stättengesetzes im BVA 1982 wie in den Vorjahren 
ein Betrag von 10000 000 S veranschlagt. 

Für den Bereich der B i b I i 0 t h e k e n 
(Ansatz 1/1423) sind 385 534 000 S gegenüber 
357 706 000 S präliminiert. 

Der Gesamtaufwand der K un s t hoc h s c h u -
I e n steigt von 558 132000 Sauf 607301000 S im 
BVA 1982, der Personalaufwand steigt von 
323 908 000 S um 28 272 000 S oder 8,72% auf 
352 180000 S; der ' Sachaufwand beträgt 
255 121 000 S. , 

Der Aufwand im Mus e alb e r e ich ist von 
239 709 000 Sauf 255 501 000 S gestiegen. Das 
Kreditvolumen des Sachaufwandes erhöhte sich 
von 87 686 000 S um 12,35% auf 92951000 S .. 

Der AufWand für den Gesamtbereich des 
Denkmalschutzes und der Denk­
mal p f leg e (Ansatz 1/1450) ist von 
154728000 Sauf 158424000 S gestiegen. Diese 
Steigerung ist vor allem darauf zurückzuführen, 
daß bei den Förderungsausgaben zur Erhaltung 
denkmalgeschützter Objekte die Kredite von 
79206000 Sauf 83528000 S gestiegen sind. 

Die Ein nah m e n e 'n t w i c k I u n g im Rah­
men des Kapitels 14 weist ,eine Steigerung von 

Gärtner 

Spezialberichterstatter 

340474000 S im Jahre 1981 auf 360116000 S für 
1982 auf; dies entspricht einer Steigerung von 
5,76%. 

Schließlich sind im Konjunkturausgleichsvoran­
schlag des Kap. 14 "Wissenschaft und Forschung" 
206771 000 S im Rahmen der Konjunkturbele­
bungsquote veranschlagt. 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
sich die Abgeordneten Dr. BI e n k, W i I I e, 
Dr. S t i x, Dr. Er mac 0 r a, Dr. No w 0 t n y, 
Dipl.-Ing. Maria M Ö s t, Dr. Hilde Ha w I i c e k, 
Dr. Neisser, Dr. Reinhart, Dr. Stippel 
und Dr. Kot t e k. 

Der Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung beantwortete ausführlich die an ihn gerich­
teten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der zur 
Beratungsgruppe XN gehörenden Teile des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1982 unter Berück­
sichtigung eines gemeinsamen Abänderungsantra­
ges der Abgeordneten Dr. S t i x und W i I I e mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finan'z- und Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 14: Wissenschaft und Forschung 

samt dem dazugehörenden Teil des Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1982 (815 der Beilagen) mit den 
angeschlossenen Abänderungen wird /. 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. • 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 
Obm'lnn 
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900 der Beilagen 3 

Abänderungen 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages für 1982 in 900 der Beilagen 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten Regierungsvorlage sind die nachstehenden finanzgesetzli­
chen Ansätze wie folgt zu ändern: 

Finanzgesetz­
licher Ansatz Bezeichnung 

1/1413 8 Expertengutachten und Auftragsforschung 
- Aufwendungen 

1/14156 Gewerblich~ Forschung - Förderungsaus­
gaben 

\ von 

90984 

283894 

abz.uändem um 
Schilling 

(in Mil!. Schilling) 

10 

10 

auf 

80984 

293894 

Außerdem sind die durch diese Abänderung bedingten Betragserhöhungen bzw. -verminderungen 
auch in den in der Anlage I sowie I a, I b und I c enthaltenen Summenbeträge entsprechend zu berücksich­
tigen. 
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900 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (815 und 
Zu 815 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 samt Anlagen 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XV 

Kapitel 17: Gesundheit und Umweltschutz 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat unter dem 
V orsitz des Obmannstellvertr,eters Abgeordneten 
P f ei fe r das in der Beratungsgruppe XV enthal­
tene Kapitel 17 "Gesundheit und Umweltschutz" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 in sei­
ner Sitzung am 19. November 1981 in Verhand­
lung gezogen. 

Kapitel 17 "Gesundheit und Umweltschutz" 

Der Voranschlag für 1982 sieht bei diesem Kapi­
tel A u.s gab e n von 2 870 828 000 Sund Ein­
nah m e n von 647 270 000 S vor. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1981 bedeu­
tet dies Mehrausgaben von rund 267 Mi/I. Sund 
Mehreinnahmen von rund 71 Mil!. S. Die Mehraus­
gaben betreffen im wesentlichen die Überweisung 
an den Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
und den Personalaufwand. 

Ausgaben 

Von den Gesamtausgaben entfallen auf den Per­
sonaJaufwand 267910000 S oder 9,.3% und auf 
den Sachaufwand 2 602 918 000 S oder 90,7%. 

Das Verhältnis zwischen den "gesetzlichen Ver­
pflichtungen" (einschließlich Personalaufwand) in 
Höhe von 2 .359 036 000 S und den "Ermessensaus­
gaben" in Höhe von 51 i 792 000 S beträgt rund 
82% : 18%. 

Personalaufwand 

Der Mehraufwand von rund 19 Mil!. S ist fast 
ausschließlich auf geqerelle Bezugserhöhungen 
zurückzuführen. 

Sachaufwand 

Das Mehrerfordernis beträgt rund 249 Mill. S. 
Es betrifft - wie bereits eingangs erwähnt - vor 
allem die Leistungen an den Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Bei Titel 170 "Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz" betreffen 40% der Ausgaben 
gesetzliche V erpflichtu ngen; es sind dies fast aus­
schließlich Beitragsieistungen an internationale 
Organisationen sowie Familienbeihilfen. 

Das beträchtliche Ansteigen der Ermessensausga­
ben gegenüber dem Bundesvoranschlag 1981 in 
Höhe von 36 Mill. S erklärt sich durch Budgetum­
schichtungen (ÜbersteIlung der bisher unter ande­
ren Ansät.zen des Kapi tels 17 mitveranschlagten 
Förderungsmittel für das Österreichische Bundesin­
stitut für Gesundheitswesen bzw. von EDV-Auf­
wendungen). 

Bei Titel 172 "Gesundheitsvorsorge" entfallen 
auf die Überweisung .an den Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds rund 1,9 Mtd. S. 

Fast die Hälfte der mit rund 81 Mill. S veran­
schlagten allgemeinen Förderungsausgaben betrifft 
die Schaffung zusätzlicher Plätze für Spitalsausbil­
dung zum praktischen Arzt. Weitere beträchtliche 
Förderungsmittel sind ua. zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit und für diverse Forschungs­
projekte von Ludwig-Boltzmann-Instituten vorge­
sehen. 

Zur Bekämpfung des Suchtgiftmißbrauches sind 
23 Mil!. S veranschlagt. 
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2 900 der Beilagen 

Im übrigen sind hier die finanziellen Mittel für 
vorsorgemedizinische ,Maßnahmen, die Durch­
bzw. Fortführung von Impfaktionen und für volks­
gesundheitliche Aufklärungsmaßnahmen berück­
sichtigt, schließlich auch entsprechende Mittel für 
einschlägige St1.~dien und Arbeitsaufträge. 

Bei Titell73 "Umweltschutz, Lebensmittel-, 
Veterinärwesen" sind für den Strahlenschutz ent­
sprechende finanzielle Mittel zum weiteren Ausbau 
und Betrieb des Strahlenfrühwarnsystems (Beob­
achtungsstationen bei den Bezirksverwaltungsbe­
hörden, fernmeldetechnische Einrichtungen usw.) 
sowie für die Entsorgung niedrig- und mittelaktiver 
radioaktiver Abfälle aus Krankenhäusern u. dgl. 
vorgesehen. 

Der Voranschlag für den Bereich Umwelthy­
giene beinhaltet die Erfordernisse zur Fortsetzung 
des gemeinsamen Meßstellen-Programmes mit den 
Bundesländern (fahrzeugmäßige und apparative 
Ausrüstung) und zur Weiterführung laufender For­
schungsvorhaben sowie Neuvergabe von For­
schungsaufträgen. 

, Die für den Bereich Veterinärwesen veranschlag'­
ten Ausgaben betreffen in erster Linie die vom 
Bund zu tragenden Kosten der periodischen Unter­
suchungen auf Rindertuberkulose u~d der diversen 
Impfmaßnahme'n; auch für MKS- und sonstige 
Aufklärungsaktionen ist finanziell vorgesorgt. 

Die Aufwendungen für LebensmittelkontfCIlle 
sind im wesentlichen für Kostenersätze und Bei­
tragsleistungen an die Landeslebensmitteluntersu­

, chungsanstalten in Bregenz und Klagenfurt sowie 
an die Lebensmitteluntersuchungsanstalt der Stadt, 
Wien bestimmt. 

Bei Titel 174 "Übriger Zweckaufwand" sind 
72 Mill. S für Aufwendungen nach dem Tuberku­
losegesetz vorgesehen. 

Weitere Ausgaben von insgesamt rund 50 Mill. S 
sind ua. für Untersuchungen nach dem Bäderhygie­
negesetz, für Schadensvergütungen nach dem Impf­
schadengesetz, für Entschädigungsleistungen nach 

Heigl 

Spezialberichterstatter 

den tierseuchengesetzlichen Bestimmungen sowIe 
für Studienförderung und Schülerbeihilfen 
bestimmt. 

Bei Titel 179 "Dienststellen" ist - abgesehen 
von den laufenden Betriebskosten der Anstalten -
nicht nur für die Ersatzanschaffung von Apparaten 
und Geräten, sondern auch für Neuanschaffungen 
unter Berücksichtigung von Rationalisierung und 
Technisierung finanziell vorgesorgt. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Dr. Wie s in ger, Ton n, G ra b her­
M e y er, Dr. Marga Hub i n e k, K 0 kai I, 
Dipl.-Ing. Maria Elisabeth M ö s t, Ingrid 
S m e j kaI, V e t t e r, Gär t n e r, Ing. N e d -
w e d, Helga Wie s e r, Hoc h mai rund 
Dr. Pelikan. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. S t e y r er nahm zu den in der Debatte 
aufgeworfenen Fragen ausführlich Stellung. 

Von den Abgeordneten Te s chI, Dipl.-Kfm. 
Dr. S t eid I und Dipl.-Kfm. Bau e r wurde ~in 
gemeinsamer Abänderungsantrag betreffend den 
finanzgesetzlichen Ansatz "Umwelthygiene; Förde­
ningsausgaben" eingebracht. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Bera­
tungsgruppe XV - hinsichtlich des erwähnten 
Abänderungsantrages einstimmig, im übrigen mit 
Stimmenmehrheit - angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt sqmit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 17: Gesundheit und Umweltschutz 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 (815 
der Beilagen) wird mit den a n g e s chI 0 s sen e n .1. 
A b ä n cl e run gen die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wien, 1981 11 27 

Mühlbacher 

Obmann 
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Abänderungen 
zum Entwurf deI; Bundesvoranschla,es für 1982 in 815 der Beilagen 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten Regierungsvorlage ist der nachstehende finanzgesetzliche . 
Ansatz wie folgt zu ändern: 

Finanzgesetz- Aufgabenbereich Bezeichnung von 
abzuändern um auf 

lieher Ansatz Millionen Schilling 

, 
1/17366 21 U mwellthygiene; 

Förderungsausgaben ' 12,039 +2,400 14,439 

Außerdem sind die dUrch diese Änderung bedingten Betragsänderungen auch in den in der Anlage I 
sowie I a, I b und I c enthaltenen Summenbeträgen entsprechend zu berücksichtigen. 
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900 der Beilagen 5 

getroffen werden, um Behinderten eine Anstellung 
im Bundesdienst selbst dann zu ermöglichen, wenn 
keine freie Planstelle zur Verfügung steht. Es 
wurde daher wie im Jahre 1981 auch 1982 die 
Möglichkeit geschaffen, 30 Behinderte über die im 

Verwaltungszweig 

1. Allgemeine Verwaltung: 

a) Oberste Organe .................... 

b) ZentralstelIen ...................... 

c) Verwaltung in administrativer Hinsicht. 

d) Verwaltung in technischer Hinsicht .... 

Summe 1 ... 

2. Sicherheitswesen ...................... 

3. 'Gerichtsbarkeit und gerichtlicher Strafvoll-
zug ................................. 

4. Unterrichtswesen, Kultur und Forschung 
(ohne Landeslehrer) ................... 

5. Heerwesen .......................... 
6. Auswärtige Angelegenheiten ............ 

Summe 2 bis 6 ... 

7. Bundesbetriebe und Monopole .......... 

Gesamtstand ... 

Für die Spezialdebatte wurden der Bundesvoran­
schlag und der Konjunkturausgleich-Voranschlag 
in folgende Beratungsgruppen gegliedert: 

Beratungsgruppe I 

Spezialberichterstatter: Abg. Re ich t 

Kapitel 01 Präsidentschaftskanzlei 

Kapitel 02 Bundesgesetzgebung 

Kapitel 0 3 Verfassungsgerichtshof 

Kapitel 04 Verwaltungsgerichtshof 

Kapitel 05 Volks anwaltschaft 

Kapitel 06 Rechnungshof 

Beratungsgruppe 11 

Spezialberichterstatter: Abg. Dr. S t ip p el 

Kapitel 10 Bundeskanzleramt mit Dienststellen 

Stellenplan vorgesehenen Planstellen hinaus aufzu­
nehmen. 

Die Gegenüberstellung des Stellenplanes 1981 
zum Stellenplan 1982 zeigt folgendes Bild: 

Stellenplan Stellenplan Prozent des 
Gesamt-

1981 1982 standes 

, 

545 557 0,19 

6993 7006 \ 2,45 

19533 19519 6,81 

,9393 9220 3,22 

36464 36302 12;67 

32553 32585 11;37 

10363 10491 3,66 

48973 .. 49664 17,33 

22485 22815 7,96 

1423 1423 0,50 

115797 116978 40,82 

134320 133301 46,51 

286581 286581 10000 

Beratungsgruppe III 

Spezialberichterstatter: Abg. E g g 

Kapitel 20 Äußeres 

Beratungsgruppe IV 

\ Spezialberichterstatter: Abg. Dr. L e n z i 

Kapitel 11 Inneres (einschließlich Konjunktur­
ausgleich-Voranschlag) 

Beratungsgruppe V 

Spezialberichterstatter: Abg. Dr. Fe r t I 

Kapitel 30 Justiz (einschließlich Konjunkturaus­
gleich-Voranschlag) 

Beratungsgruppe VI 

Spezialberichterstatter: Abg. Fis te r 

Kapitel 12 Unterricht (einschließlich. Konjunk­
turausgleich-Voranschlag) 

Kapitel 13 Kunst (einschließlich Konjunkturaus­
gleich-Voranschlag) 

Kapitel 71 Bundestheater 
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6 900 der Beilagen 

Beratungsgruppe VII 

SpezialbeI:ichterstatter: Abg. Hoc h mai r 

Kapitel 15 Soziales 

Kapitel 16 Sozialversicherung 

Berarungsgruppe VIII 
Spezialberichterstatter: Abg. S t ö g n e r 

Kapitel 60 Land- und Forstwirtschaft (einschließ-
'lieh Konjunkturausgleich-Voran-
sc~lag) 

Kapitel 62 .r>reisausgleiche 

Kapitel 77 Österreichische Bundesforste (ein­
schließlich Konjunkturausgleich-V or­
amchlag) 

Beratungsgruppe IX 

Spezialbe~ichterstatter: Abg. K 0 kai I 

Kapitel 63 Handel, Gewerbe, Industrie 

BeratungsgrUppe X 

Spezialberichternatter: Abg.Wanda B run n e r 

Kapitel 65 Verkehr (einschließlich Konj unktur­
ausgleich -Voranschlag) 

Kapitel 78 Post- und Telegraphenverwaltung 
(einschließlich Konjunkturausgleich -
Voranschlag) 

Kapitel 79 Österreichische Bundesbahnen (ein­
schließlich Konjunkturausgleich-Vor­
anschlag) 

Berarungsgruppe XI 

Spezialberichterstatter: Abg. Ti r n t hai 

Kapitel 50 Finanzverwaltung (einschließlich 
Konjunlüurausgleich-Voranschlag) 

Kapitel 51 Kassenverwaltung 

Kapitel 52 Öffentliche Abgaben 

Kapitel 53 Finanzausgleich 

Kapitel 54 Bundesvermögen 

Kapitel 55 Pensionen (Hoheitsverwaltung) 

Kapitel 56 Familienlastenausgleich 

Kapitel 57 Staatsvertrag 

Kapitel 59 Finanzschuld 

Kapitel 74 Glücksspiele (Monopol) 

Kapitel 75 Branntwein (Monopol) 

Kapitel 76 Hauptmünzamt 

Berarungsgruppe XII 

Spezial berichterstatter : Abg. W ein b erg e r 

Kapitel 40 Militärische Angelegenheiten (ein­
schließlich Konjunkturausgleich-Vor­
a~schlag) 

Beratuogsgruppe XIII 

Spezialberichterstatter: Abg. Mo d I 

Kapitel 64 Bauten und Technik (einschließlich 
Konjunkturausgleich-Voranschlag) 

Beratungsgruppe XIV 

Spezialberichterstatter: Abg. Gär t n e r 

Kapitel 14 Wissenschaft und Forschung (ein­
schließlich Konjunkturausgleich-Vor­
anschlag) 

Berarungsgruppe XV 

Spezialberichterstatter: Abg. He i gl 

Kapitel 17 Gesundheit und Umweltschutz 

B u n cl e s f i.n a n z g es e t z, S Y s t e m i sie -
run g s p I an der Kr a f t~, Lu ft- und 
Was s e r f a h r z e u g e des B und e s, 
S y S t e m i s ie ru n g s p I a n der 0 a te n ver­
arbeitungsanlagen des Bundes und 

Stellenplan ' 

Generalberichterstatter: 
Abg. Dr. G rad e n e g ger 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den von 
der Bundesregierung vorgelegten Entwurf des Bun­
desfinanzgesetzes für das Jahr t 982 samt dessen 
Anlagen in der. Zeit vom 17. November bis 
27. November 1981 in Verhandlung gezogen. Im 
Laufe der Sitzungen des Ausschusses wurden 
Anträge gestellt. Zur Vorbehandlung dieser 
Anträge wurde ein Unterausschuß eingesetzt, dem 
die Abgeordneten M ü h I b ach e r, P f e i fe r, 
Dr. Erich S c h m i d t, Te s chi, Dr. 
Ve sei s k y, K ern, Dr. Pe I i k a n, San d -
me i e r, Dipl.-Ing. Dr. Z i t t m a y rund Dkfm. 
B :l U e r angehörten. 

Die Debatte über den Text des Bundesfinanzge­
setzes für das Jahr 1982, den Systemisierungsplan 
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des Bundes, 
den Systemisierungsplan der Datenverarbeitungs­
anlagen des Bundes sowie den Stellenplan fand 
gemeinsam mit jener über die Beratungsgruppe XI 
des Bundesvoranschlages in der Ausschußsitzung 
am 27. November 1981 statt. 

In dieser Debatte ergriffen die Abgeordneten 
San d m e'i e r, P f eifer, Dkfm. Bau e r, Dr. 
Marga Hubinek, Teschl, Dkfm. DDr. 
K ö n i g, K ern, Dr. Pe li k a n, Dipl.-Ing Dr. 
Z i t t m a y r, Dr. No w 0 t n y, Dkfm. Dr. 
S te i d I und De. Fe u es t ein sowie der Bundes­
minister für Finanzen Dr. S a Ich e r und Staatsse­
kretär Elfriede Kar I das Wort. In derselben Sit­
zung erfolgten auch die Abstimmungen über sämtli­
che Teile der Spezialdebatte. 

Das B und e s f i n a n z g e set z wurde vom 
Ausschuß unter' Berücksichtigung eines Abände­
rungsantrages des Abgeordneten P f e i fe r, der 
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diesem Bericht beigedruckt ist, mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Das Ergebnis der Ausschußberatungen bezüglich 
des B und e s vor ans chi a g e s und des 
Ko ri j u n ktura u s g le ich - Voran s ch I a­

g e s ist den Berichten der Spezialberichterstatter 
zu entnehmen. 

Der Systemisierungsplan der 
Kr aJ t-, Lu ft- und Was s e rf a h r z e u g e 
des B und es' wurde unverändert mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der S y s t e m i sie run g s p I a n de r 
Datenverarbeitungsanlagen des 
B und e s wurde unverändert mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Der S tell e n p I a n wurde unverändert mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit als 
Ergebnis seiner Beratungen· den A n t rag, der 
Nationalrat wolle beschließl"'n: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten Ent­
wurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1982 

Or. Gradenegger 

Generalberichterstatter 

mit der a n g e s chi 0 s 5 e n e n A b ä n der u n g 
.sowie dessen 

Anlage I - Bupdesvor:mschlag in der Fassung 
der Spezialberichte samt 

Anlagen I a bis I c - Gesamtübersichten unter 
Berücksichtigung der sich aus den Spezialberichten 
ergebenden Anderungert zu den Beratungsgruppen, 

Anlage 11 - Konjunkturausgleich-Voranschlag 
sam, dt5Sen summarischer Aufgliederung in der 
Anlage 11 a, 

Anlage III - Stellenplan, 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und Was­
serfahrzeuge des Bundes (Anlage zum Bundesvor~ 
anschlag) und 

Systemisierungsplan der Datenverarbeitungsanla­
gen des Bundes (Anlage zum Bundesvoranschlag) 
(815 und Zu 815 der Beilagen) 

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. . 
Wien,19811127 

Mühlbacher 

Obmann 

Abänderung 
zum Entwurf des Bundesfmanzgesetzes in 815 der Beilagen 

Am Ende des Art. V Abs. 1 Z 9 des Bundesfi­
nanzgesetzes für das Jahr 1982 ist der Punkt durch 
einen Strichpunkt zu ersetzen und folgende Z 10 
anzufügen: 

,,10. bei AusgabenansätZen für Aufwendungen 
zu geben, wenn geringwertige Wirtschaftsgüter des 

Anlagevermögens im Finanzjahr 1982 angeschafh 
werden und die für diese Zwecke erforderlichen 
Mehrausgaben durch Ausgabenruckstellungen bei 
Ausgabenansätzen für Anlagen innerhalb desselben 
Paragraphen bedeckt werden können." 

/. 
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